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A. Einleitung. 



Es war eine gewaltige Bewegung in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts, als der Episkopalismus, die Lehre 
von der Unterordnung des Papstes unter die Gewalt der 
vereinigten Bischöfe, im heiligen römischen Reiche deut- 
scher Nation an den Hochschulen, in zahlreichen Klöstern 
und bei der Weltgeistlichkeit nicht minder wie an den 
Höfen der Fürsten Eingang und Anklang fand. 

Die Bewegung war einerseits ein mächtiges Wieder- 
aufleben jenes alten Streites, der schon im 15. Jahr- 
hundert die Geister Europas auf den Reformkonzilien zu 
Konstanz und Basel aufs tiefste erregt hatte, als es galt, 
das für die Kirche wie für die abendländischen Staaten 
überaus nachteilige Schisma zu beenden, als man das 
einzige Rettungsmittel darin zu sehen glaubte, dass 
man dem Papste zwar einen Vorrang vor den einzelnen 
Bischöfen zusprach, aber zugleich die Unterordnung des 
Summus Pontifex unter die allgemeinen Konzilien ver- 
kündete, wo die Gesamtheit der Bischöfe die Kirche re- 
präsentierte. 

Nur auf diesem Wege schien es möglich, die Einheit 
des Pontifikats wiederherzustellen und mit einer wirklichen 
Reform der Kirche an Haupt und Gliedern zu beginnen. 

Die episkopalistischen Gedanken erhielten sich die 
Jahrhunderte hindurch in Prankreich und Spanien dank 
der kraftvollen Unterstützung seitens der Könige. Nach 

Reohenmaober Der Episkopalidoius eto. 1 
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Deutschland übertrug sie neben manchen anderen vor 
allem der Weihbischof von Trier, Nikolaus von Hont- 
heim (geb. am 27. Januar 1701 zu Trier, gestorben am 
2. September 1790) in seinem berühmten Buch: „De statu 
Ecclesiae et legitima potestate Romani Pontificis liber 
singularis etc, BuUioni 1763," erschienen unter dem Pseu- 
donym: Justinus Febronius^). Hievon hat die ganze 
episkopalistische Richtung in Deutschland den Namen 
„Febronianismus" bekommen. 

Andererseits war es der Geist des Absolutismus, der 
sich in dieser Bewegung offenbarte und sie ausserordent- 
lich förderte. Die geistlichen Fürsten, Erzbischöfe, Bischöfe 
und Abte waren ja meistenteils auch Herren deutscher 
Territorien. Und gar manche fühlten es als mit einer 
absoluten Regierungsmacht nicht vereinbar, dass es in 
Rom einen Herrn geben sollte, dem sie vollkommen unter- 
geordnet waren. Ebenso ergriffen auch die weltlichen 
Fürsten, durchdrungen von den Gedanken der Aufklärungs- 
periode, willkommen den Anlass, um die Macht des Papstes 
einzudämmen, der theoretisch aus der Uberordnung der 
Kirche noch immer ein ius circa temporalia regum ab- 
leitete. 

Rechnet man noch dazu den auch im Volke herrschen- 
den kirchenfeindlichen Zeitgeist, der gepaart war mit einer 
ausserordentlich ausgebreiteten Geringschätzung des Papst- 
tums, dann erscheint die Tatsache wohl begreifbar, dass 
Fürsten und Völker, darunter auch ein beträchtlicher Teil 
der geistlichen Grossen, begierig die Lehren des neuen 
Reformators aufgriffen.^) Das Schicksal, das dem Werke 
Hontheims bei seinem erstmaligen Erscheinen vorausgesagt 
wurde, dass es nämlich „nach 2 Jahren, vom Staube der 



') Diesen Deoknamen leitete Hontheim von seiner Schwester 
Febronia her, Stiftsdame zu Juvigny ( Staat sl ex. d.Görresges., 2. Aufl., 
Bd. II, Sp. 413) oder (nach Mejer, Febronius etc., S. 55) von seiner 
Nichte Febronia, welche den Klosternamen Justina führte. 

*) Man vergleiche hierüber: Rösch, das Kirchenrecht im Zeit- 
alter der Aufklärung, Archiv f. kath. Kirchenrecht, Bd. 83, S. 446 ff. 
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Bibliotheken bedeckt, ruhen" werde, ^) ging nicht in Er- 
füllung; im Gegenteil, das Werk wuchs allmählich auf 
vier Bände, Übersetzungen in die deutsche, französische, 
englische, spanische, italienische Sprache erschienen. 2) 
Und stolz auf den Erfolg, durfte Pebronius das Zuge- 
ständnis seines bedeutendsten Widersachers, P. Zaccaria, 
widergeben,^) dass seit langer Zeit kein Buch in so vielen 
Tausenden von Exemplaren in fast ganz Europa so schnell 
Verbreitung gefunden habe. Kurz, ganz Westeuropa er- 
griff Partei für und wider die Ausführungen des Trierer 
Weihbischofs über das Wesen der päpstlichen und der 
bischöflichen Gewalt und das Verhältnis beider zueinander. *) 



1. Das System des Febronianismus. 

Ausgangspunkt für Febronius ist der Zustand der 
Kirche in den ersten acht christlichen Jahrhunderten. 
Damals, so legt er dar, war die Verfassung der Kirche 
^nichts weniger als eine monarchische*^ Nur diejenigen 
Machtbefugnisse, welche dem Papst damals zukamen, sind 
die eigentlichen und unentziehbaren Rechte desselben. 
Alle jene Rechte aber, die im Verlauf der historischen 
Entwicklung das Papsttum sich zueignete, bezw. die ihm 
eingeräumt wurden, sind unwesentliche, ja sogar unrecht- 
mässige Bestandteile seiner Macht und müssen daher an 
die rechtmässigen Inhaber, die Bischöfe, zurückgegeben 
werden. Das wichtigste Moment, das dem Bischof von 



•) Febr. III, S. 206. 

') Mejer, a. a. 0. 

») Febr. IV, I.Teil, S. 1. 

*) Allgemeine Literaturübersichten über den Febronianismus 
bei: Hinsohius, Kirohenreoht I, S. 200; Friedberg, Kirohenreoht, 
6. Aufl., S. 61 f.; Phülips, Kirohenreoht III, 3. Aufl., S. 372. — 
Chrono] ogisohe Zusammenstellung bei Roskoväny, Romanus Pon- 
tifex m, S. 724, 743 ff.; 771, 790. 
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Rom zu seiner übermächtigen Stellung verhalf, das einen 
radikalen Umschwung in den Lehren über den Primat 
hervorrief, sieht Pebronius in den pseudo-isidorischen Dekre- 
talen. An ausserordentlich zahlreichen Stellen kommt er 
immer wieder auf diese zurück;') entsprang doch nach 
seiner Ansicht aus ihnen das unermessliche Unglück, das 
die monarch'sche Doktrin in der Kirche hervorrief; in 
ihnen glaubte er den letzten Grund für die Trennung der 
Griechen von der abendländischen Kirche und für die 
Glaubensspaltung des 16. Jahrhunderts zu sehen. 2) Wer 
es daher zuwege brächte, die Idee einer päpstlichen 
Monarchie aus dem Kirchenrechte für immer zu bannen, 
der würde das grösste und schwerste Hindernis einer 
Wiedervereinigung der getrennten Kirchen beseitigt haben. 
Dieses Ziel zu erreichen, ist auch Febronius bestrebt: „Ad 
reuniendos dissidentes in religione Christianos" steht auf 
dem Titelblatt seiner Werke geschrieben. 

Es ist wohl nicht anzunehmen, dass Pebronius diese 
Zweckbestimmung seiner Werke nur als „Reklameschild", 
wie manche glauben, benutzt hat, aber immerhin ist es 
schwer verständlich, wie er, der so umfassend gebildete, 
überaus belesene Mann, der, reich an Lebenserfahrungen, 
schon an der Schwelle des Greisenalters stehend, daran- 
ging, den festgefügten Bau des Papsttums zu erschüttern, 
sich überhaupt noch die Meinung erhalten konnte, dass 
die Wiedervereinigung der gespaltenen Christenheit so 
leicht vor sich gehen könnte. Übersah er denn so ganz 
jene anderen gewichtigen Trennungsgründe dogmatischer 
und historischer Natur? An Angriffen seiner Gegner ge- 
rade wegen dieses Punktes fehlte es daher keineswegs. 

Über das Wesen der päpstlichen Gewalt nach dem 



') Febr. T, 2. Aufl, S. 198, 465, 641; IV, 1. Teil, S. 35. 

') Die Bedeutung, welche Febronius der pseudo-isidorisohen 
Fälschung beimass, erhellt aus folgendem charakteristischen Aus- 
spruch: „ . . . per necessariam sequelam agnosceudum erit, unuai 
Isidorum Mercatorem plus mali intulisse Ecclesiae quam Haere- 
siarchas simul omnes." (Febr. I, 2. Aufl., S. 671.) 



wahren kanonischen Rechte entwickelt Febronius folgende 
Grundsätze: 

Die Schlüsselgewalt ist von Gott der Kirche, der Ge- 
samtheit der Gläubigen, Übertragen worden; und diese 
hat sie zur Ausübung ihren Dienern, vor allem dem ersten 
Diener, dem Papst, übertragen.') Dieser und die übrigen 
Bischöfe mit ihm, die alle die gleiche Gewalt empfangen 
haben,^) üben sie im Namen und im Auftrag der Kirche 
aus. Der Primat ist von Gott dauernd begründet worden, 
damit der Träger desselben gleichsam die Verkörperung 
der kirchhchen Einheit und der Mittelpunkt der kirch- 
lichen Gewalt seij^l aber „aus Gründen der Zweckmässig- 
keit ist zwar durch menschhche Macht dem römischen 
Bischöfe der heilige Primat anvertraut worden, jedoch 
kann er auch wieder aus Vernunftgründen kraft der Ge- 
walt der Kirche auf einen anderen Bischof, z. B. den zu 
Mailand oder Paris, übertragen werden''^*) Der Primat 
steht also dem Bischof von Rom nur kraft menschlichen 
Rechtes in jederzeit widerruflicher Weise zu.^} Der Papst 
ist allerdings das Haupt der Kirche zur Bewahrung der 
Einheit derselben. Seine Rechte gehen jedoch über das 
hierzu erforderliche Mass nicht hinaus: „Urania illa et sola 
esse primogenea et essentialia iura primatus, sine quibus 



,- 0., S. 534. 
,. 0., S. 95. 



') a. a 0., 8. 93. 

') Soweit wie FebroniuB waren weder Gerson noch Bosauet, 
die beruh mtesten Vertreter dea QallikaniBmus, gegangen, wenn 
auch FebroniuB behauptet {], S. 1)^): Ea fuit oonataotiBsima senten- 

tia regai Galliäe Auch von den deutschen ßpiskopa listen 

schloss sich nur ein Teil in diesem Punkte an den Trierer Weih- 
biBohof BD, 80 vor allem Neuer (Opusoula omnia, Bd II, Teil i, 
S 288;, den man anfänghch ira Verdacht hatte, dass er der Ver- 
fasser dea Buches De atatu ecclesiae sei. Die entgegeogeaetzte 
Ansicht vertritt a, B. Schrodt (Institut, iur. oan. 1, S. 467): Er er- 
kennt zwar auch an, dass dem Bischof von Rom nur zufällig der 
Primat zugefallen sei, jedoch: „Quod ab initio eat voluntatia, ex 
postfacto fit necessitatis." 
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unitas non potest servari."*) In Hinblick darauf ist der 
Primat des Papstes doch nicht nur ein priraatus honoris, 
nicht ein blosser „Vorrang dem Namen und dem Range 
nach",') sondern ein wirklicher „primatus authoritatis et 
potestatis^.^) Allerdings schränkt Pebronius die prima- 
tialen Rechte des römischen Bischofs in einer Weise ein, 
dass kaum mehr übrig bleibt als ein blosser Ehrenvorrang. 

Nach ihm kommt nämlich dem Papst zu das Recht 
der obersten Leitung der Kirche, die Sorge für Rein- 
haltung des Glaubens, für Beobachtung der bestehenden 
Gesetze, für Bewahrung einer gesunden Sittenlehre.*) 

Dagegen hat der Papst nicht die oberste gesetz- 
gebende Gewalt, weshalb alle seine Verordnungen der 
Annahme durch die einzelnen Landeskirchen bedürfen. 
Ferner steht ihm nicht zu die oberstrichterliche Gewalt, 
wohl aber das Recht, allgemeine Konzilien zu berufen, 
„falls andere das zu tun unterlassen*'.^) Die Gesamtheit 
der Bischöfe, die in einem Konzil zusammentreten, steht 
über dem Papst; die Konzilsbeschlüsse bedürfen nicht der 
Bestätigung des Papstes, um Rechtswirksamkeit zu er- 
langen. Die sogenannten causae maiores sind nicht durch 
göttliches Recht dem Papste vorbehalten. Die Bischöfe 
haben darüber vielmehr kraft eigenen Rechts zu ent- 
scheiden. Denn die Bischöfe sind nicht bloss executores 
iudiciorum papae.^) Daher kann z. B. in Sachen des 



') Febr. a. a. 0., S. 104. 

») a. a. 0., S. 147. 

») Febr. II, S. 590. Im 1. Bd., 2. Aufl., S. 147 erklärt aber 
Febronius ausdiücklioh, dass er „authoritas'' für gleichbedeutend 
mit iurisdictio halte. Dem Papst käme also hiernaoh dooh ein 
primatus iurisdictionis zu. In demselben Absohnitt jedooh (S. 145) 
hat er sich aber wieder anders ausgesprochen: „Primatus . . . est 
non tam iurisdictionis, quam ordinis ao consooiationis.^^ Das ganze 
ist ein Beweis für die auch sonst sich stark fühlbar machende In- 
konsequenz des Febronius. 

*) Febr. I, 2. Aufl., S. 104 ff. 

*) a. a. 0., S. 107. 

") a a. 0., S. 232. 
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Glaubens ein Bischof dadurch, dass der Papst eine 
Irrlehre verdammt, nicht gehindert werden, noch ein- 
mal für seine Person den Fall einer Prüfung zu unter- 
ziehen. 

Der Papst ist darum nicht universalis episcopus und 
Ordinarius ordinariorura im eigentlichen Sinn; die Bischöfe 
sind nicht blosse vicarii des Papstes, von dem sie ihre 
Gewalt herleiten würden. Alle die Institute, die im Laufe 
der Jahrhunderte sieh eingebürgert haben, wodurch dem 
Papste gewisse Rechte über die Person und gegenüber 
der Amtsführung der Bischöfe zugestanden wurden, wie 
die Reservation der Pfründe Verleihung, die Erhebung der 
Aunaten, die Exemtion der Orden von der Gewalt der 
Bischöfe, müssen wieder abgeschafft werden. 



2. Der Zusammenhang des deutschen Episkopalisraua 
mit dem Gallikanismus und JosephinJsmus. 

Eine grundlegende Reform der Kirchenverfassung ist 
das nächste Ziel, das Pebronius sieh gesetzt. Dadurch 
will er der deutschen Kirche die Freiheit wieder zurück- 
verschafTen, die sie angeblich infolge der immer mehr zu- 
nehmenden Übergriffe der monarchischen Doktrin verloren 
hat. Vorbild für diese Kirchenfreiheit ist ihm die galli- 
kanische Kirche, die von Anfang an, geschützt und ver- 
teidigt von der weltlichen Macht, einen festen Wall gegen 
jede Beeinträchtigung der staatlichen und bischöflichen 
Befugnisse vorgeschoben hat. In Deutschland aber haben 
Macht und List der Kurie den Sieg über die Uneinigkeit 
davongetragen. Wie sehnsuchtsvoll verlangt Febronius, 
dass auch die deutsche Nation sich aufraffe! Winkt ihr 
ja doch ein der heissen Arbeit würdiger Lohn, den er mit 
den stolzen Worten eines Gallikaners ihr vorzeigt: ,.LeH 
libertes de l'Eglise Gallicane sont pour la France un fond 
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et une source de gloire Immortelle." ') Und fragt man 
darnach, ob dieses Streben, das Ideal der Kirchenfreiheit 
in Deutschland ähnlich der französischen zu verwirklichen, 
genügend begründet und gerechtfertigt sei, so gibt uns 
Febronius die Antwort hierauf mit den wenigen, kraftvoll- 
bündigen Worten: „Lex Christi est lex libertatis." *) 

An sich betrachtet, ist das Ziel des Febronianismus ein 
rein innerkirchliches, nämlich die weitgehende Beschränkung 
der Macht des Papstes zugunsten der Bischöfe. Dieselben 
Ziele verfolgte auch der Gallikanismus, wenn auch die 
Vertreter des letzteren im allgemeinen nicht so radikal 
vorgehen als wie Febronius, der mit eiserner Konsequenz 
all die Folgen aus den gallikanischen Lehren zog, wie es 
die Franzosen niemals gewagt hatten. Es ist heute un- 
bestritten, dass der Febronianismus nur ein nach Deutsch- 
land übertragener Gallikanismus ist. Das Vermittlungs- 
gUed bildete der belgische Kanonist Bernhard Zeger van 
Espen (1646 — 1728), der Lehrer Hontheims auf der Uni- 
versität Löwen. 

Febronius nennt die gallische Kirche die „ecclesia 
apprime catholica",^) „die Säule und die Grundfeste der 
kath. Kirche".*) Als Quellen bei Abfassung seiner Werke 
dienten ihm vorzüglich die Schriften von Gallikanern; er 
selbst bezeichnet als solche in der Vorrede zum I. Bd. 
Gerson, Bossuet, Natalis Alexander und Claudius Fleury, 
„deren Schriften ... die Kirche soviel verdankt, dass sie 
in dieser Beziehung nach den Kirchenvätern niemand 
gegenüber sich mehr verpflichtet fühlen muss". 

Für manche gemässigte Gallikaner ging allerdings 
der deutsche Weihbischof in seinem Stürmen gegen die 
Kurie zu weit, und sie versuchten daher den Zusammen- 
hang zwischen Gallikanismus und Febronianismus zu 



') a. a. 0., S. 680. 

') Febr. abbreviatus, Bd. V, S. 51. — Febr. I, 2. Aufl., S. 636. 

') Vorrede zu Febr. I. 

*) Febr. II, S. 474. 



leugnen. (Man vergl, darüber Biographie universelle XIX, 
S. 594: „Das Buch (sc. de statu ecclesiae) ist in Frank- 
reich kaum bekannt, wenig belangreich, der gallikanischen 
Lehre fremd.") 

Der Kampf um die Freiheit der Landeskirchen richtete 
sich natürlich gegen den Papst und seine zahlreichen An- 
hänger. Diesem festen Bollwerk gegenüber, wie es die 
römische Kurie darstellte, erwiesen sich die Kräfte der 
Gegner allein als zu schwach. Als Bundesgenossin im 
Kampfe gegen Rom wurde daher die Staatsgewalt ange- 
rufen. Gleichzeitig wurde ihr ein ausserordentlich weit^ 
gehender Einfluss auf die kirchenpolitischen Verhältnisse 
des Landes zugesprochen. 

Gerade von den weltlichen Fürsten erwartet Febronius, 
dass sie ihre ganze Kraft einsetzen, um die Anmasaungen 
der römischen Kurie einzudämmen. Er war sich bewusst, 
welchen Gefallen er mit seinem System den weltlichen 
Mächten erwies. Durchdrungen von diesem Bewusstsein, 
rief er deshalb in seinem Buche aus: ') „Es ist und wird 
ein einzigdastehendes Buch sein und bleiben, ein Buch 
der Minister an den grösseren Höfen von Europa, ein 
Buch der Kirchenfürsten auf den Konzilien, ebenso furcht- 
bar für Rom als angenehm für die Nationen, ein Buch 
der Wahrheit und der Gerechtigkeit." An anderer Stelle =) 
sagt er: „Das Buch des Febronius ist eine ganz uner- 
wartete Erscheinung gewesen, sehr zum Vorteil für viele 
Reichsstände". Er vergleicht sein Werk mit 
einem Kometen, der ganz Europas Aufmerksamkeit auf 
sich gelenkt und insbesondere Rom in Aufregung und 
Schrecken versetzt hat.^) Allerdings für manche der ab- 
soluten Fürsten seiner Zeit ging er noch nicht weit genug. 
Wenigstens scheinen es bittere Erfahrungen zu sein, die 
den kaiserlichen Hofrat Friedrich Karl v. Moser zu fol- 




') Anhang 11, S.W zu Febr. ', 2. Aufl. 
') AnhaoR III, S. 34 zu Febr. 11. 
•) a a. O. 
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gender sarkastischer Bemerkung veranlassten : „Seine 
(des Febronius) Unionsvorschläge werden so lange Träume 
bleiben, als er nicht unsern kameralistisch-religiösen 
protestantischen Fürsten zeigen kann/dass sie dabei ge- 
winnen; eine Lotterie von ein paar hundert reichen Abteien 
würde eher ihren Beifall finden " ) 

Noch viel weniger war Lessing dem Trierer Weih- 
bischof gewogen. In einer ungewöhnlich scharfen Weise 
bezeichnete er den Inhalt des Buches De statu ecclesiae 
als „eine unverschämte Schmeichelei gegen die Fürsten".-) 
Auch was den Kern der febronianischen Lehre betrifiFt, 
ist Lessing ein entschiedener Gegner. Bezeichnend für 
seine Anschauungen ist sein Ausspruch: ,,Alle Gründe 
gegen die Rechte des Papstes gelten doppelt und drei- 
fach gegen den Fürsten selbst." 8) 

Mit den Zugeständnissen, welche der Febronianismus 
den weltlichen Fürsten gegenüber der Kirche gewährt, 
geht er über in den Josephinismus, jenes so tiefgreifende 
kirchenpolitische System, das im letzten Drittel des 
18. Jahrhunderts allgewaltig die Staatenlenker beherrschte. 
Der Einfluss des Febronianismus auf die Ausbildung des 
Josephinismus ist unstreitig. Schon der Gallikanismus 
hatte als sog. royalistischer Gallikanismus die Grundlagen 
entwickelt und mit Hilfe der Könige zur praktischen 
Durchführung zu bringen gesucht (z. B. 1475 Einführung 
des Plazet in Frankreich). Und wenn auch, wie schon 
oben angedeutet, der Trierer Weihbischof und seine An- 
hänger in erster Linie rein innerkirchliche Tendenzen 
verfolgten, so haben doch insbesondere die Mittel zur 
Erlangung des von ihnen erstrebten Ziels weit über die 
Sphären kirchlichen Lebens hinaus- und hinübergegriffen 
in das staatliche Machtgebiet. Betrachten wir uns die 
hauptsächlichsten Vertreter febronianischer Richtung in 



') Zitiert bei Febr. Ilf, S. 207. 

') Staatslexikon d. Görresgesellsohaft II, Sp. 420. 

») Historisoh-polit. Blätter, ßd. 24, S. 202. 
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Deutschland, nämlich Neiler, Obernetter, Oberhauser, 
Rauttenstrauch, Paul Joseph v. Riegger, Eybel, Zallwein, 
Schenkl u. s. w., sie alle waren mehr oder minder auch 
Vorkämpfer josephinischer Ideen J) 

Mit Recht sagt daher Schulte: 2) „Dass das Werk des 
Febronius auf die Kirchenpolitik Josephs IL, die Be- 
schlüsse des Emser Kongresses, .... von massgebendem 
Einfluss war, ist unfraglich." Die Wechselbeziehung 
zwischen den beiden Systemen, dass nämlich der Febro- 
nianismus die theoretischen Grundlagen für die praktischen 
Massnahmen des Josephinismus bot, wurde in jüngster 
Zeit verneint.^) Die hierfür gebrachten Beweisgründe sind 



') Obernetter, dem Minoritenorden angehö'rig, bekennt im 
Vorwort zu seinen Institutiones Iuris ecolesiastici seine ausge- 
sprochen febronianische Gesinnung mit den Worten: lurispruden- 
tiam Eoolesiasticam, non vero Pontificiam profiteor. 

*) Geschichte der Quellen u. Literatur des kan. Rechtes, 
III. Bd., I.Teil, S. 205. 

*) Geier Fritz, die Durchführung der kirchlichen Reformen 
Josephs II. in Vorderösterreich. Stuttgart 1905, S. 1 u. '2. 

Geier behauptet, der Febronianismus fordere zwar Unab- 
hängigkeit oder wenigstens grössere Selbständigkeit der einzelnen 
Landeskirchen gegenüber dem Papste, aber auch vor allem gegen- 
über dem Staate, dem Febronius nicht mehr als ein Protektions- 
recht einräume. — Dem ist entgegenzuhalten: Wie im nächsten 
Abschnitt auszuführen ist, war die Behauptung von Unabhängig- 
keit und Selbständigkeit von Staat und Kirche nur ein theore- 
tischer Lehrsatz sowohl bei den Gallikanern als auch bei den 
deutschen Episkopalisten. Singer (in der deutschen Zeitschrift 
für Kirchenrecht, ßd. V der 3. Folge, 1895, S. 85/86) nennt 
es „ein theologisches Prinzip, welchem das kirchenpolitische 
System tatsächlich nicht treu bleibt; mögen sie auch gelegent- 
lich dieses Prinzip ostentativ verkünden, es hat sie niemals ge- 
hindert, die Superiorität der Staatsgewalt anzuerkennen". — Das 
Plazet ist nicht nur, wie Geier meint, ein Recht zur Abwehr 
des Missbrauchs der geistlichen Amtsgewalt gegenüber den 
Untertanen, sondern vor allem ein Schutzmittel gegen Übergriffe 
der Kirche gegen den Staat selbst, seine Organe und seine Ein- 
richtungen. 
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kaum durchschlagend. Wie ein Faden schlingt sich durch 
das ganze System das Recht auf Anrufung der Staats- 
gewalt gegen Übergriffe der Kirche, und andererseits das 
selbständige Recht des Staates, dann einzugreifen, wenn 
seine Untertanen und Einrichtungen durch einen Akt der 
kirchlichen Gewalt gefährdet werden. 



B. Die Stellungnahme des deutschen 
Episkopalismus zu den Lehren über das 
Verhältnis zwischen Staat und Kirche. 



I. Grundlegende Lehren. 

a) Die Unabhängigkeit von Staat und Kirche. Die 
Grenzen zwischen Staats- und Kirchengewalt. 

Manus regia est murus Ecclesiae, pax Clericorum, pro- 
pugnaculum et praesidium Christianae Religionis."*) 
In diesem Satz ist ein Prinzip ausgesprochen, das nach 
Febronius für die Beziehungen zwischen Staat und Kirche 
gilt. Die weltliche Macht bildet demnach gleichsam einen 
Schutzwall für die Kirche. Der Herrscher ist berechtigt 
und verpflichtet, über die Kirche, deren Organe und Mit- 
gheder seine schützende Hand zu halten. Das Korrelat 
aber ist das oben nicht enthaltene Recht, seine Unter- 
tanen nicht minder wie die Staatsorgane selbst gegen 
Übergrifl^e der Kirche zu verteidigen. 

Febronius ist weit entfernt, die Lehre der Kanonisten 
streng kirchlicher Richtung von der Superiorität der Kirche 
zu verfechten; das kirchenpolitische Prinzip des Mittel- 
alters, die Lehre von den zwei Schwertern, die dem Papst 
von Gott übergeben wurden, deren eines, das weltliche, 
der Papst dem Kaiser zur Führung übertrug, ist für 



') Febr. IV, 2. Teil, S. 313. 
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Pebronius nur eine crassa ignorantia, eine superstitiosa 
opinio/) welche die Völker lange Jahrhunderte hindurch 
in Banden hielt, bis ihnen endlich das Licht der Wahr- 
heit gebracht wurde. 

Ausgangspunkt ist für die Darlegungen des Febronius 
vielmehr die „Independenz", die gegenseitige Unabhängig- 
keit von Staat und Kirche. Seine Aussprüche hierüber 
sind allerdings mit Vorsicht aufzunehmen. Er verbreitet 
sich in dem Commentarius ad suam retractationem^) 
hierüber folgendermassen: „Da die geistliche wie die welt- 
liche Gewalt eine höchste ist und keine von der andern 
abhängig ist, so muss, wenn . . . zwischen beiden ein 
schwer zu entscheidender Zweifelsfall, Zwiespalt oder 
Rechtsstreit entsteht, dieser durch gütlichen Vergleich 
behoben werden, wie es der Natur der Sache entspricht." 

Diese wenigstens theoretische gegenseitige Unab- 
hängigkeit geben ebenso fast alle übrigen febronianischen 
Schriftsteller dieser Zeit zu. Philipp Hedderich, Professor 
in Bonn, erklärt:^) „Trotzdem die Staatsgewalt in den 
Sachen, welche sich beziehen auf die Erhaltung des Staats- 
wohles, eine unabhängige und höchste Gewalt ist, so 
muss dennoch auch der Kirche ihre heilige Gewalt un- 
verletzt zukommen, und in denjenigen Gegenständen, 
welche auf die Erreichung eines heiligen Zweckes ab- 
zielen, ist sie die höchste, unabhängige." 

Diese allgemeinen, unbestimmten Darlegungen sind 
der verschiedenartigsten Auslegung fähig; das aber er- 
gibt sich mit aller Bestimmtheit, dass bei sämtlichen 
Pebronianern keine Rede mehr ist von einer Superiorität 
der Kirche, mag nun deren Gewalt in temporalia regum eine 
direkte, indirekte oder bloss direktive sein. Stephan Rautten- 
strauch, der einflussreiche Kanonist am Hofe Maria There- 



•) Febr. 1, S. 688. 

"") Deutsche Ausgabe, 38. Satz, S. 344. 

') Elementa iur. Can. I, S. 49. — Ebenso Schenkl, Institutiones 
iur. eccl. 1793, l. Teil, S. 398; Obernetter, a. a. 0., S. 116. 
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Sias und Josephs II., verneint ausdrücklich eine Gewalt 
der Päpste in zeitlichen Dingen.*) Auch Febronius 
spricht in seinem Kommentar zu seinem Widerruf der 
geistlichen Gewalt jede Macht über zeitliche Dinge ab 
und weist sie zurück in ihr eigenes Gebiet: 2) „. . . der 
geistlichen Gewalt als solcher sind zum Zwecke der Er- 
reichung ihres Ziels, das in der Erfüllung der Lehre des 
Evangeliums und Erlangung des ewigen Heils besteht, 
keine andern Mittel als gleichfalls geisthche notwendig 
und geziemend, da diese Gewalt schon auf Grund der 
ihr innewohnenden Natur keine Wirkungen auf zeitliche 
Dinge äussert." 

Aus den letzten Worten ergibt sich besonders deut- 
lich, wie scharf Febronius jede Einmischung der Kirche 
in rein weltliche Angelegenheiten zurückweist. 

Man würde aber fehlgehen, wollte man jetzt, wie es 
eigentlich konsequent wäre, annehmen, dass das Endziel 
des Staates nach febronianischer Auffassung die Erreichung 
einer vollkommenen irdischen Glückseligkeit sei. Über- 
raschenderweise nämlich lehren die Pebronianer, dass der 
Endzweck der weltlichen Gewalt der nämliche sei wie 
der der Kirche: Für den weltlichen Herrscher ebenso wie 
für den kirchlichen Oberen soll als höchstes Ziel immer- 
dar leuchtend vor Augen stehen: „Salus animarum, aeterna 
beatitudo, vera Christi religio suprema lex estl"^) Barthel 
lehnt es daher entschieden ab, dass für die weltlichen 
Fürsten nur der eine Satz: Salus populi suprema lex estol 
ausschliessliche Geltung haben solle. Für die heidnischen 
Fürsten mochte er ja die höchste und alleinige Norm 
sein, „ein christlicher Fürst aber hat eine doppelte 
Aufgabe, den Staat zu regieren und die Religion zu 
schützen".*) 



') Tnstitutiones iur. ecoles. 1772, I, S. 211 f. 
») Deutsche Ausgabe, S. 340 ff. 
'} Barthel, opusoula I, S. 198. 
*; Ebenda. 
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Aus diesem Verhältnis zwischen Staat und Kirche 
leiten die Febronianer eine Reihe von Rechten und Pflichten 
der Staatsgewalt gegenüber der Religion, der Kirche und 
ihren Mitgliedern ab, welche insgesamt zusammengefasst 
werden unter dem Namen: lus maiestaticum circa sacra. 

b) Das ius circa sacra im allgemeinen. 

Dass einem jeden weltlichen Fürsten dieses Recht 
zukomme, darüber sind alle Febronianer einig. Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen nur in bezug auf die juristische 
Konstruktion dieses Rechtes. 

Für die meisten Febronianer ist das ius circa sacra 
nicht etwa bloss accessorischer Natur, so dass es als ein 
selbständiger, in sich geschlossener Inbegriff von Rechten 
und Pflichten erst unter gewissen Voraussetzungen zur 
Staatsgewalt hinzukäme, sondern ihre Lehre ist folgende: 
das ius circa sacra ist die Staatsgewalt selbst in Be- 
ziehung auf die Religion und ihre Diener. Demnach ist 
das staatliche Kirchenhoheitsrecht untrennbar mit der 
weltlichen Gewalt verbunden. Febronius äussert sich 
dahin :^) „Externa sacrorum procuratio a Regia publici 
Status tutela minime est disiuncta ac separata." Denselben 
Gedanken drückt Obernetter folgendermassen aus:^) „Das 
ius regium circa sacra ist nichts anderes als die Staats- 
gewalt selbst, soweit diese sich beschäftigt mit den 
äusseren kirchlichen Angelegenheiten der Staatsbürger . . . 
Dieses Recht kommt jedem Fürsten in der Weise zu, dass 
es gleichsam als ein Majestätsrecht von der Staatsgewalt 
untrennbar ist," 

Zallwein^) unterscheidet eine zweifache Persönlich- 
keit, die sich im weltlichen Herrscher verkörpert, insofern 



') Febr., Bd. I, 2. Aufl , S. 768. 

') a. a , S. 112, lOö. Ebenso Eybel, lutroductio iur. ecol I, 
S. 44. 

*) Principia iuris eccl. IV, S. 381 £.; III, S. 147. Zallwein zählte 
zu den gemässigten Vertretern febronianisoher Ideen. 



— 17 - 

derselbe einerseits Staatsoberhaupt, anderseits der höchste 
Beschützer der katholischen Kirche ist. In der ersteren 
Eigenschaft ist er Träger der ihm von Gott verliehenen 
Staatsgewalt, kraft deren er den Staat leitet unabhängig 
von jeder kirchlichen Beeinflussung. Ein Bestandteil dieser 
Gewalt ist das ius circa sacra, d. i. die dem Herrscher 
kraft Natur- bezw. göttlichen Rechtes zukommende Be- 
fugnis, gegenüber der Kirche und ihren Organen Vorsorge 
zu treflfen und all das zu verhindern imd zu entfernen, 
was die Staatssicherheit stören, die Staatsgrundgesetze ver- 
nichten kann. Was dagegen die Stellung als Beschützer 
der Kirche betrifl^t, so stehen dem Herrscher kraft seiner 
Staatsgewalt nur Pflichten zu, nämlich die Kirche zu 
verteidigen, deren Rechte und Güter zu schützen und 
drohende Gefahren abzuwehren. Die Schutzrechte aber 
sind nicht untrennbar mit der Staatsgewalt verbunden, 
sondern werden als eine Art von Privilegien dem Herr- 
scher zur Belohnung für den von ihm gewährten Schutz 
und Beistand von der Kirche verliehen J) Solche auf 
kirchlicher Verleihung (determinatio) beruhenden Rechte 
sind nach Zallwein z. B. die Befugnis, Konzilien zu be- 
rufen, Bischöfe einzusetzen oder sich irgendwie an der 
Bischofswahl zu beteiligen. 

Wenn nun, wie die Pebronianer lehren, Staat und 
Kirche zwei gleichberechtigte, voneinander unabhängige 
Rechtssubjekte sind, so wäre es eigentlich eine konse- 
quente Folgerung, dass eben dieselben Rechte, welche 
der Staatsgewalt gegenüber der Kirche zustehen, umge- 
kehrt auch der Kirche gegen den Staat zukämen, so dass 
also von einem kirchlichen ius circa civilia die Rede wäre. 
Ein solches Recht lehnen jedoch die Pebronianer grund- 



•) Damit hat Zallwein teilweise Ansichten ausgesprochen, die 
auch von Vertretern des strengkirchlichen Rechts als „völlig 
korrekt" bezeichnet werden. Vgl. Archiv f. kath. Kirch.-R. Bd. 84, 
S. 244. 

Reohenmaober, Der Episkopal Ismus eto. 2 
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sätzlich ab. Denn: „Die Kirche ist im Staat, nicht aber 
der Staat in der Kirche^*.') 

Es ist sicherlich nicht die vielverfochtene Koordina- 
tionstheorie, die aus diesem Satze spricht. Die Lehre von 
der Selbständigkeit beider Gewalten war den Febronianern 
eben nur „eine willkommene Waffe gegen das hierokra- 
tische System". 2) In der praktischen Durchführung ihrer 
Grundsätze aber gehen Febronius und seine Anhänger 
über zur Anerkennung der Superiorität des Staates über 
die Kirche. Obwohl Gallikaner und Febronianer die „In- 
dependenz" der Kirche und die Koordination der beiden 
Gewalten als ihr Grunddogma verkündet hatten, war ihr 
System tatsächlich doch identisch mit der Vernichtung 
der kirchlichen Selbständigkeit, ^j Und doch scheut sich 
Febronius, klar \md offen für das Prinzip der staatlichen 
Kirchenhoheit einzutreten, das er zweifellos seinen prak- 
tischen Vorschlägen augrunde legt. 



c) Die Bestandteile des ius circa sacra. 

Die febronianischen Schriftsteller teilen das ius circa 
sacra ein in zwei Bestandteile: 

1. das ius advocatiae oder protectionis, 

2. das ius cavendi oder supremae inspectionis. 

Diese technischen Ausdrücke stehen aber nicht ganz 
fest und werden oft miteinander vermengt.*) Beide Be- 
standteile hängen aufs engste zusammen; eine streng 
logische, vollkommene Scheidung der Begriffe ist da- 
her kaum möglich und auch den Febronianern nicht ge- 
lungen. 



') Hedderiob, Elementa II, S 139. 

') Singer, a. a. , S. 89. 

') Ebenda, S. 77. 

*) Barthel, Annotationes , S. 17: In iure protectionis et 
advocatiae officium et potestas Principum istorum circa sacra 
concluditur. 
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l. Das Schutzrecht des Staates. 

Die weltlichen Fürsten haben kraft ihres Majestäts- 
rechtes die wahre Religion zu schützen und zu fordern, 
sie haben die wesentlichen Bestandteile der Religion 
durch eigene Gesetze zu bekräftigen, die Beobachtung der 
althergebrachten Kirchennormen einzuschärfen.') 

Von dem wesentlichen Inhalt der Religion ist wohl 
zu unterscheiden all das, was durch Menschenwillkür zur 
Religion hinzugekommen ist, der sog. zufällige, unwesent- 
liche Religionsinhalt. Sobald solche unwesentliche Be- 
standteile der Religion dem Staate Schaden zu bringen 
anfangen, sind sie überhaupt nicht mehr als Religionsbe- 
standteile zu betrachten; der weltliche Herrscher kann 
sie daher ohne weiteres abschaffen.-) Allerdings solange 
sie für den Staat nicht mit Schaden verbunden sind, be- 
steht für den weltlichen Herrscher auch ihnen gegenüber 
die Pflicht, sie zu beschützen und zu fördern.^) Zu den 
unwesentlichen Bestandteilen rechnet Obernetter*) z. B. 
die kirchlichen Pastengebote, die Festtagsordnung, öffent- 
liche Prozessionen. 

Die Quellen verbreiten sich über das Schutzrecht der 
Staatsgewalt folgendermassen: Barthel erklärt i^) ,,Die 
königliche Autorität muss vor allem das Wohl der Kirche 
erstreben, den Stand der Kirche schützen, muss die 
Kirchengesetze verkünden und der Ausführung übergeben, 
die Feinde der Kirche vertreiben, auf alle Weise für Er- 
haltung, Verbreitung und Wachstum der Kirche, für 
Schutz der Religion sorgen . . ." Durch die Ausübung 
des Schutzrechtes wird die staatliche Gewalt „gleichsam 



•) Obernetter, a. a 0., S. 592 f. 

') Febr., Kommentar zu seinem Widerruf, deutsolie Ausgabe, 
S. 338 f. — Ebenso Eybel, Introductio, U, S. 64; Obernetter, 
a. a. 0., S. 595. 

') Eybel, a. a. 0. II, S. 65. 

*) a. a. 0., 8. 593. 

*) Opuscula I, S. 200. 

2* 
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eine heilige, religiöse, kirchliche, geistliche und priester- 
liche Gewalt." 

Nach Febronius^) sind Kaiser, Könige und Fürsten 
auf Grund göttlichen Rechtes die gebornen Verteidiger 
und Schützer der Kirche. Ihnen ist die Aufsicht über 
die Kirchengesetze und deren Ausführung anvertraut, da- 
mit sie durch eigene Autorität Fehler und Irrtümer heilen 
und ausmerzen.^) 

Über die Art und Weise, wie Febronius sich die Aus- 
übung des Schutzrechtes denkt, verbreitet er sich in einer 
ganz charakteristischen Weise folgendermassen:*) „Es be- 
steht kein Zweifel, dass der König . . . durch eigene 
Erlasse die Beobachtung der Kirchengesetze anordnen 
imd die besonderen Umstände und etwa nötigen Modi- 
fikationen zur leichteren Ausführung derselben hinzu- 
führen kann, sei es um den wahren Sinn derselben 
darzulegen, sei es um sie dem Nutzen des Staates an- 
zupassen." 

Eine Aufzählung der Rechte, welche so dem welt- 
lichen Herrscher kraft seines Schutzrechtes zukommen, 
gibt Pehem im folgenden:^) „Zu dem ius advocatiae 
ecclesiae gehören 1. das Recht, die Kenntnis und Be- 
obachtung des wesentlichen Religionsinhaltes zu fordern, 
2. die Berufung der Konzilien (die Bischöfe können sich 
auf das Geheiss ihres Landesherrn hin, ohne gegen Kirche 
und Staat ein Unrecht zu begehen, der Teilnahme nicht 
entziehen), 3. das Recht, aufwieglerische Verleumder der 
wahren Religion in Schranken zu halten, 4. verderbliche 
Bücher zu verbieten, 5. Religionsgespräche anzuordnen, 
6. den scholastischen Schulstreitigkeiten Schweigen zu ge- 



') Bartnel, Annotationes . . ., S. 17. 
») I. Bd., 2. Aufl., S. 743. 
») Febr. III, S. 269 f. 
*) IV. Bd , 2. Teil, S. 379 f. 

«) Praelectiones I, S. 527 ff. - Ebenso Obernetter S. 107, Hed- 
derioh, a. a. 0., S 50. • > 
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bieten, 7. das Recht, Kenntnisse und Eigenschaften vor- 
zuschreiben, welche die Kandidaten der höheren Weihen 
besitzen müssen, 8. das Recht, die Befolgung der kirchen- 
rechtlichen Normen einzuschärfen, 9. das Recht, Miss- 
bräuche abzuschaffen (entweder die Bischöfe zur Be- 
seitigung aufzufordern oder, wenn diese sich zu langsam 
oder lässig zeigen, solchem Missbrauch durch eigene Ge- 
walt entgegenzutreten und ihn von Grund aus zu be- 
seitigen), 10. das Recht, die Veräusserung kirchlicher 
Gegenstände zu verbieten, 11. das Recht, über dieselben 
zum grösseren Nutzen der Kirche zu verfügen (also über- 
flüssiges oder weniger nutzbringendes Kirchengut an einen 
andern Ort zu übertragen oder einem andern kirchlichen 
oder wohltätigen Zwecke zuzuwenden, 12. das Recht, den 
Besitz mehrerer Pfründen zu verbieten, 13. das Recht, 
die Grenzen der Diözesen festzusetzen, 14. das Recht, zu 
sorgen, dass das Kirchengut nicht mit unnützen Lasten 
beschwert werde. 

Einen Hauptzweck des Schutzrechtes sieht Pebronius 
schlieslich noch darin, dass der weltliche Fürst seine Landes- 
kirche (Clericos et Laicos sibi subjectos ^), schütze einerseits 
gegen Übergriffe anderer Landeskirchen, anderseits vor 
allem gegen die angemassten Vorrechte des Papstes und der 
römischen Kurie. 2) Gerade die Bischöfe empfiehlt Pebro- 
nius der weltlichen Gewalt als besonders des Schutzes 
bedürftig. „Vor allem die Bischöfe und die übrigen kirch- 



') Febr. I, 2. Aufl., Vorrede an die christlichen Könige und 
Fürsten. 

^) Wie scharf und kühn zugleich Febronius solche Gedanken 
in seinem Werke zum Ausdruck brachte, das möge folgende Stelle 
zeigen: „Wenn Könige und Kaiser fortgefahren hätten, so leicht- 
gläubig zu sein, wie sie es lange Zeit waren und wie viele Bischöfe 
mit Rücksicht auf die mit ihrem Stande verbundenen Rechte auch 
heute noch sind, so wäre der Bischof von Rom der einzige Monarch 
auf dem christlichen Erdenrunde, und die Engelsburg würde nicht 
hinreichen, um all das Gold zu fassen, das aus allen Teilen der 
Erde dahin zusammenströmen würde" (I. Bd., S. 540). 
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liehen Prälaten sind berechtigt, den königlichen Schutz 
anzurufen zur Wiedergewinnung der Rechte, die ihnen 
die Unwissenheit der Vorgänger genommen hat, die nach 
dem alten Kirchenrecht ihnen eigen sind und erst später 
durch jenes eingebildete monarchische Recht oder die 
angebliche Fülle der Gewalt vom bischöflichen Charakter 
losgerissen wurden." ^) 

Für den weltlichen Herrscher aber sind die Anhänger 
eines solchen Papsttums, die in dem römischen Bischof 
den absoluten Alleinherrscher sehen, äusserst gefahr- 
bringende Untertanen, die nimmermehr als treue Unter- 
gebene ihres Herrschers gelten können. 2) Ihre Anschau- 
ungen sind unvereinbar mit dem Prinzip der absoluten 
Unabhängigkeit des Staates nach aussen und nach innen. 
Ihnen muss daher auch der Weg zu den Staatsämtern 
verschlossen bleiben. 

Eine unumgängliche Notwendigkeit besteht daher 
nach Febronius für den Fürsten, sich über die Gefahren 
der päpstlichen Monarchie zu unterrichten und auch im 
Volke die Aufklärung hierüber immer mehr zu ver- 
breiten.^) 

Eng damit hängt auch die Pflicht des weltlichen 
Herrschers zusammen, denjenigen Männern seinen fürst- 
lichen Schutz angedeihen zu lassen, die es wagten, die 
Freiheiten der Landeskirchen klarzulegen imd gegen 
kuriale Anmassung zu verteidigen. Für den Ingrimm, 
mit dem Rom diese mutigen Vertreter ihrer Überzeugung 
verfolgte, möge der weltliche Herrscher ihnen eine billige 
Entschädigung geben dadurch, dass er sie unter seinen 
besonderen Schutz nehme. — Febronius musste jedoch zu 
seinem tiefen Schmerze wahrnehmen, wie wenig Verständ- 
nis die Fürsten trotz ihres besonderen Interesses daran der 



•) Febr. I, 2. Aufl., S. 747. 
») Ebenda, S. 670. 

") Ebenda, S. 700, ferner in der Vorrede an die ohristlichen 
Könige und Fürsten. 
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Sache entgegenbrachten.') Moser scheint also mit seiner 
bitteren Bemerkung über die Fürsten *) nicht so ganz un- 
recht gehabt zu haben. 
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2. Das Aufs!rlilsi-echf, des Staates. 

Mit dem Rechte der Fürsten, die Kirche, ihre Diener 
und ihre Lehren zu schützen, ist aufs engste verknüpft 
das ins cavendi oder supremae inspectionis , das Recht 
darüber zu wachen, dass nicht aus der Religion Schaden 
für den Staat entstehe. 

Der Friede in der gesamten Kirche ist nach Febro- 
uius') Voraussetzung des Friedens im Staate. Im eigenen 
Interesse haben daher die weltlichen Fürsten sorgsam auf 
alle Schritte der römischen Kurie zu achten, die ja jeder- 
zeit darauf bedacht ist, die auf alle möghche Weise er- 
worbenen Vorrechte zu erhalten und neue sich anzumassen. 

Die weltlichen Fürsten sind vor allem dazu berufen, 
das zu entfernen, „was nur immer Unwissenheit und deren 
Tochter, die Schwärmerei, und auch politische Verhält- 
nisse in bewegten Jahrhunderten geschaffen haben, ganz 
entgegen der Absicht des göttlichen Stifters und unver- 
einbar mit der Freiheit, die allen zukommt."*) 

Prinzipiell ausgeschlossen ist allerdings das staatliche 
Aufsichtsrecht gegeuüber den wesentlichen Bestandteilen 
der Rehgion. Einstimmige Lehre der Febronianer ist 
nämlich, dass alles, was Christus selbst gelehrt und ge- 
boten hat, der Wohlfahrt des Staates nimmermehr hinder- 
hch sein kann.*) In dieser Beziehung kann also nur die 
Schutzpflicht des Staates in Frage kommen. 

I) Ebenda, S. 701. 

') Siehe oben S. 9. 

') J, Vorrede an d. ohrietl. Könige und Fürsten. 

*) Febr. I, 2. Aufl , S. 698. 

') Eybel I, S. 44; II, S 64. — Sehenkl I, S. 430-422 — 
Obemettei', S. S9I. — „Entwurf eines geiatl. Staats- und Prival- 
reohtes", 8. 48. 
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Das Aufsichtsrecht des Staates reicht daher nicht so 
weit, dass er bestimmen könnte, was als Glaubenssatz zu 
betrachten ist, dass er seine Untertanen zu solchen Hand- 
lungen verpflichten könnte, welche der gesunden Vernunft 
oder dem geofiFenbarten Worte Gottes zuwider sind.*) 

Die Glaubenssätze beruhen auf der Autorität Gottes, 
der seiner Kirche und deren Repräsentation, dem allge- 
meinen Konzil, nicht aber dem Papst für sich allein,^) 
die Gabe der Unfehlbarkeit verliehen hat. Der göttlichen 
Autorität ist auch die Staatsgewalt unbedingt unterworfen. 
Allerdings hat sie auch den Dogmen gegenüber das Recht, 
zu prüfen, ob nicht unter dem Deckmantel von Glaubens- 
sätzen staatswidrige Lehren sich einschleichen, die keines- 
wegs zum Wesensbestand der Glaubenslehre gehören.^) 

Konsequenterweise gestehen die Pebronianer dem Staat 
allein die Befugnis zu, die Grenzlinien zwischen wesent- 
lichen und zufälligen Religionsbestandteilen zu ziehen. 
Durch die Behauptung aber, dass ein zufalliger Religions- 
bestandteil aufhört, überhaupt Bestandteil der Religion 
zu sein, wenn er dem Staate Schaden bringt, schützen 
die Febronianer sich gegen den Vorwurf, als ob sie sich 
in rein innerkirchliche Dinge einmischen wollten. „Es ist 
unzweifelhaft, dass in allen nicht kirchlichen, den Staat 
berührenden Dingen die Kirche der weltlichen Gewalt 
nicht gleich-, sondern untergeordnet ist. Daher braucht 
man, um einen diesbezüglichen Zwiespalt zu beenden, 
nicht zu einer amicabilis compositio Zuflucht zu nehmen, 
die, genau genommen, nur zwischen gleichberechtigten 
Streitsteilen möglich ist.'^^) 

In Anwendung dieser Grundsätze auf das Ziel des 
Pebronianismus entwickeln dessen Vertreter folgenden Ge- 
dankengang: Alle die Rechte, die der Papst sich im Laufe 



') Eybel II, S. 73. 

') Dies ist die einstimmige Lehre aller Febronianer. 
•) Näheres hierüber unten bei der Darstellung des staatlichen 
Plazet. 

*) Eybel, a. a. 0., S. 93 f. 
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der Jahrhunderte angeraasst hat, sind unwesentlich und 
hängen weder mit der Natur des Primats noch des Patri- 
archats zusammen. Sie schaden aber dem Staate nicht 
minder wie der Kirche seibat. Daher haben die weltlichen 
Fürsten die Pflicht, jene Rechte wieder den gesetzmässigen 
Inhabern derselben, den Bischöfen, zurückzuübertragen 
und so den frühern Rechtszustand wiederherzustellen. 

Zu diesem Behufe empfiehlt Febronius den Fürsten ein 
einiges, einheitliches Zusammengehen auf das angelegent- 
lichste. In ausführlicher Begründung stellte er den welt- 
lichen Mächten das „Concors Constitutum Catholicoruni 
Principum"') als ein überaus wirksames Mittel zur Wieder- 
gewinnung bezw. Erhaltung der partikularen Kirchenfrei- 
heiten dar. Er nennt es ein „aussergewöhnlichea Mittel", 
das aber ganz dazu geschaifen sei, um eingewurzelte Übel 
zu heilen. Damit aber die weltlichen Mächte in der prak- 
tischen Durchführung und Anwendung dieses Mittels keine 
Fehler begehen, hält Febronius es für geraten, dass dieser 
Zusammensehluss der Fürsten von kirchUehen Personen, 
vor allem den Bischöfen, geleitet werde. 

Durch dieses Concors Constitutum principum und 
durch die Abhaltung von Nationalkonzihen glaubt Febro- 
nius am ehesten und am besten seine Lieblingsidee ver- 
wirklichen zu können, nämlich die subtractio temporaria 
ab obedientia papae, also die zeitweilige Gehorsamsver- 
weigerung gegenüber dem Papst; durch dieses Zwangs- 
mittel sollten dem Papst die angemassten Rechte wieder 
abgetrotzt werden.^) Darüber, dass den Gläubigen über- 
haupt ein Recht der Gehorsamsverweigerung zustehe, be- 
steht für Febronius kein Zweifel. Die weltlichen Fürsten 
aber sind hiebei berufen, einig untereinander, den Unter- 
tanen in ihrem Widerstand gegen den Papst die schützende 
Hand zu reichen und ihnen mit anspornendem Beispiel 
voranzugehen. — 



'J Hiefür uod für das Folgende; Febr. I, ?. Aufl., S 731 ff. 
') a. ». 0., S 717; ferner ü, S. 589 ff.; IV, 3 TeU, 8. 331, 380- 
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Eine ausführliche Aufzählung der in dem Aufsichts- 
recht der Staatsgewalt enthaltenen Befugnisse gibt Pehem.^) 
Die einzelnen Rechte sind: 

1. Das Recht, den unwesentlichen Inhalt der Religion 
zu beschränken, soweit er dem Staate Schaden bringt 
(Aufhebung oder Beschränkung von Prozessionen, Fast- 
tagen, Wallfahrten, Bruderschaften, nächtlichen Versamm- 
lungen in Kirchen), 2. zu diesem Zwecke die Gelübde zu 
prüfen, 3. das Recht, das Alter für den Eintritt in einen 
Ordensstand festzusetzen, 4. ungeeignete Satzungen der 
Ordensleute zu reformieren, 5. deren Exemtion von der 
ordentlichen Jurisdiktion der Bischöfe abzuschaflfen, 6. die 
Zahl der Ordensleute einzuschränken,. 7. die verschiedenen 
Arten zu vermindern, 8. das Recht, Kandidaten geistlicher 
Amter auszuschliessen (Exklusive), 9. das Recht zur Ein- 
sicht der Kirchengesetze (Placet), sowohl disziplinarer als 
dogmatischer, vor ihrer Verkündung und das Recht, ihre 
Veröffentlichung zu verbieten, wenn daraus für den Staat 
ein Nachteil entstehen könnte, 10. das Recht, päpstliche 
Nuntiaturen einstweilen zu verbieten, 11. das Recht, jenen, 
die durch offenbaren Missbrauch der geistlichen Gewalt 
verletzt werden, Zuflucht zu gewähren, 12. das Recht zur 
Erlassung von Amortisationsgesetzen, 13. das Recht, bei 
Geschäften gemischten Charakters die bürgerlichen von 
den kirchlichen Eigenschaften zu scheiden, 14. das Recht, 
den Bischöfen die Ausübung ihrer ursprünglichen Rechte 
anzuempfehlen. 

Pehem hat in dieser Aufzählung der Rechte des Staates 
zugleich auch die Mittel angegeben, die der weltlichen 
Gewalt gegen die Kirche, ihre Lehren und ihre Ein- 
richtungen zu Gebote stehen. 

Über all diese Punkte handeln die Darlegungen der 
febronianischen Schriftsteller ausserordentlich ausführlich. 
Ganze Systeme dieser Rechtsinstitute finden sich immer 
häufiger und immer umfassender, je mehr das Zeitalter 



') a. a. 0., S. 554 
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des reinen Pebronianismus unmerklich übergeht in die 
Periode des staatskirchenrechtlichen Josephinismus. Über 
diese Darlegungen der febronianisch gesinnten Schrift- 
steller jener Zeit — und es sind ihrer fast unzählbar viele 
gewesen, darunter auffallend viele, die sich unter einem 
Pseudonym verbargen — soll im folgenden im einzelnen 
gehandelt werden. 



IL Stellungnahme des Febronianismus 
zu einzelnen wichtigen staatskirchen- 
rechtlichen Fragen. 

a) Der Recursiis ab abiisu. 

Um das Wesen des Recursus ab abusu^) darzulegen, 
führt Zallwein *) Stellen an aus den Werken Pleurys, des 
berühmten Gallikaners, und van Espens, des niederländi- 
schen Lehrers des Pebronius. Pleury definiert den recursus 
als ,,eine Beschwerde über einen kirchlichen Richter, der 
die Grenzen seiner Gewalt überschritten oder etwas gegen 
die weltliche Gerichtsbarkeit oder im allgemeinen gegen 
die Freiheiten der Kirche gewagt hat." 

Van Espen dagegen definiert den recursus dahin, dass 
er eine Appellation von einem kirchlichen Richter an den 
königlichen höchsten Gerichtshof (parlamentum) oder an 
den König selbst sei, weil ersterer seine Gewalt gegen- 
über solchen Rechten missbraucht hat, deren Schutz und 
Verteidigung dem Könige obliegt.^) 

') Auch reoursus ad principem, in Frankreich appel oomme 
d'abus, in Spanien cognitio per viam violentiae (Febr. IV, 2. Teil, 
S 314). 

*) a. a. O., IV. Bd., S. 326. 

') Man vgl. die Bestimmungen ähnlichen Inhalts in der bayr. 
Verfassungsurkunde vom 26. V. 1818 (Beilage II, § 52). 
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Der Recursus ab abusu ist daher ein Recht der Unter- 
tanen, dem auf Seiten des Fürsten das ius circa sacra, vor 
allem der eine Bestandteil desselben, das Aufsichtsrecht, 
entspricht. Pebronius nennt ungenau die appellatio tara- 
quam ab abusu eine „filia Regiae protectionis^J) 

Für alle Febronianer ist die Rechtmässigkeit dieses 
Mittels ganz ausser Zweifel. Febronius nennt es ein 
„legale institutum" 2) und sagt darüber:") „Ich sehe nicht 
ein, . . . warum nicht die einzelnen Landeskirchen und 
Provinzen, wenn sie von der römischen Kurie bedrückt 
werden oder wenn diese sie mit der Auferlegung unge- 
schuldeter Lasten, mit dem Entzüge wirklich zukommen- 
der Rechte, mit der Verhängung ungesetzlicher Strafen 
beschwert, dagegen den Arm der weltlichen Grewalt an- 
rufen sollten." 

Seiner Natur nach ist der Rekurs an den Fürsten 
keineswegs eine Einmischung in kirchliche Verhältnisse. 
Diesen Vorwurf mussten natürlich die Febronianer von 
ihren Gegnern vielfach hören. Demgegenüber aber erklärt 
Febronius den Rekurs als „eine Verteidigung der Kirche, 
als eine liebevolle Unterstützung kirchlicher, mit Gewalt 
unterdrückter Personen."^) 

Damit aber niemand daran Anstoss nehme, dass seitens 
der Päpste die Ausübung des Rekurses mit der Strafe des 
Bannes belegt worden war, erklärt Febronius, die Ex- 
kommunikation bedürfe zu ihrer Wirksamkeit des Erforder- 
nisses der Rechtmässigkeit. Rechtmässig sei sie aber 
nur als Sühne für ein vorausgegangenes schweres, kirch- 
liches Verbrechen, ö) Ein solches ist aber nach febro- 
nianischer Auffassung in diesem Fall selbstverständlich 
nicht gegeben. 



») Febr. IV. Bd., 2. Teil, S. 319. 
«) Febr. I, 2. Aufl., S. 292, 446. 
') Febr. II, S. 572. 

*) Febr. IV, 2. Teil, S. 317. - Ebenso Obernetter, S. 611 ; Barthel 
cit. bei Febr. IV, 2. Teil, S. 322. 

«) Febn 1, 2. Aufl., S. 729, 735. 
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Der weltliche Herrscher ist kraft natürlichen und 
göttlichen Rechtes verpflichtet, der Appellation an seine 
Person stattzugeben. ) Diese beruht somit auf positivem 
Recht, mag nun die die Veranlassung gebende Verletzung 
ein zeitliches oder geistliches Recht betreffen.^) In beiden 
Fällen ist der Herrscher zum Eingreifen befugt: Wird ein 
zeitliches Recht verletzt, dann handelt er als rector civi- 
tatis; gegen Verletzung geistlicher Rechte tritt er auf 
als Schirmherr der Kirche, der Itraft seines Schutz- und 
Aufsichtsrechtes für die Einhaltung der wahren kirchhchen 
Normen zu sorgen hat.^) 

Zu diesen Rechtsgründen fügen die Schriftsteller noch 
geschichtliche Belege zum Beweise der Tatsache, dass 
immerwährend die Jahrhunderte liindurch dieses Recht 
der Kirche gegenüber gelibt worden ist:*) Schon aus den 
ersten Zeiten der Kirche werden uns von Obernetter*) 
Beispiele des Rekurses an den Fürsten vorgeführt. Eybel") 
zählt all die zahlreichen Fälle auf, in denen die Kaiser 
Österreichs dieses Recht geübt. Ja, Febronius ') geht 
sogar so weit, dass er behauptet, unzählige Beispiele in 
der Kirchengeschichte seien vorhanden, aus denen klar 
hervorgehe, dass auch die Kirche selbst in „reineren" 
Jahrhunderten durch die Tat bewiesen habe, dass den 
Klerikern das Recht zustehe, gegen Bedrückungen durch 
die kirchhchen Oberen ihre Zuflucht zur Staatsgewalt zu 
nehmen. Allerdings unterlässt es Febronius, der sonst 
unerschöpflich ist in der Anfuhrung beweiskräftiger, 
historischer Beispiele und gleichlautender Stellen aus 
Werken anderer, zur Unterstützung seiner eben vorge- 
führten Darlegungen historische Belege zu erbringen. Es 



') Febr. IV, a. Teil, S. 380. 

') Übernetter, S. 609; Sohenkl, S. 434. 

') Obernetter, S. 610, 612. 

') Febr IV, 2. Teil, S. 3i 

') 8. a 0., S. 610 f. 

<! a a 0. II, S. U6 ff. 

>) IV, 2. Teil, S. 313 f. 




I. 315—316. 
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wäre ihm wohl auch schwer geworden, solche zu finden 
gegenüber dem immer gleichbleibenden Verhalten der 
römischen Kurie in dieser Frage. 

Was nun die Voraussetzungen des Rekurses betrifft, 
so bestimmt Pebronius hierfür als allgemeine Regel :^) 
„Was nur immer geschieht gegen das öffentliche Interesse, 
gegen die Verfassung und die öffentliche Ruhe, gegen die 
Gesetze des Staates, gegen die Bestimmungen der heiligen 
Kanonen, ist missbräuchlich." Der Missbrauch muss noto- 
risch sein und unzweifelhaft vorliegen. In zweifelhaften 
Fällen ist die Untersuchung und Entscheidung den kirch- 
lichen Richtern zu überlassen. 2) 

Im einzelnen ist über die Gründe zur Gestattung des 
Rekurses folgendes zu sagen: 

Für den Kaiser des heiligen Römischen Reiches deut- 
scher Nation war massgebend die Wahlkapitulation, auf 
deren Beobachtung er sich den Kurfürsten verpflichten 
musste. Im Artikel 14, § 1 derselben hiess es:^) Quoties 
iuribus ecclesiarum Germaniae, quae vel in Concordatis 
pactisque legitime initis, Privilegüs concessis. Legibus eccle- 
siasticis specialissimis, Statutis ecclesiarum coUegiatarum 
iustis, . . . , consuetudine legitima obtenta continentur, 
vis infertur gratias concedendo, scribendo, diiudicando, 
providendo, resignationes admittendo, dispensando . . . , 
totidem in casibus eidemRecursui patere locum existimamus. 

Die missbräuchliche Ausübung der Kirchengewalt kann 
geschehen, entweder zu Ungunsten einzelner Personen 
oder zum Schaden der Staatsuntertanen überhaupt.*) 

So werden die Rechte der Bischöfe dadurch verletzt, 
dass der Papst sich die Verleihung gewisser Pfründen 
reserviert, dass er die Ernennungsbullen nur nach Zahlung 
beträchtlicher Annaten und sonstiger Taxen hinausgehen 
lässt, ferner dadurch, dass er mittels der Exemtion der 



I, 2. Aufl., S. 769. 

') Ebenda, S. 770 — Sohenkl, a. a. O , S. 434. 
^) Hedderioh, Dissertationes etc., i^. 155. . 
♦) Eybel, a. a. II, S. 109. 
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I Orden diese der Gewalt der Bischöfe entzieht, endlich 
[ dadm-ch, dass er Appellationen an den Römischen Stuhl 
' in Anspruch genommen hat, wodurch das dem päpst- 
lichen vollkommen gleiche Recht der Bischöfe miasachtet, 
ja völlig negiert wurde.') Nach Obernetter*) kann ein 
Geistlicher dann auch Rekurs an die weltliche Gewalt er- 
greifen, wenn er durch seinen Bisehof seiner Pfründe 
oder seines Amtes entsetzt wurde und er diese Massregel 
für ungerechtfertigt hält. 

»Jeder Staatsbürger kann Rekurs nehmen in erster 
Linie wegen Beeinträchtigung der Freiheiten der Landes- 
kirche. Hedderich sagt darüber:^) „Für die Freiheiten 
der deutschen Kirchen wäre nicht genügend gesorgt, wenn 
nicht ein überaus wirksames Mittel vorhanden wäre, sie 
im Pal! einer Verletzung wiederherzustellen und geschützt 
zu erhalten: das Mittel aber ist jener berühmte Rekurs 
an des Kaisers geheiligte Person und an dessen höchsten 
^_ Gerichtshof, wodurch der Herrscher angerufen wird, die 
^»Rechte der Landeskirchen Deutschlands zu schützen, Ver- 
^Hletzungen zu verhindern und Beeinträchtigungen von Grund 
^Hfftus zu beseitigen." 

^H Ein ausserordentlich wichtiger Fall des Rekurses an 
^Hden Fürsten ergibt sich ferner für jeden Untertanen aus 
^H der Verletzung der Konkordate durch den Papst oder 
^H seine Untergebenen. Der Papst kann nämlich, so meint 
^BFebronius, zuweilen aus Fahrlässigkeit wider die Kon- 
kordate handeln, seine Organe dagegen können auch in 
böswilliger Absicht dieselben übertreten.*) 

Weiterhin kann sich eine geeignete Veranlassung für 
I die appellatio tamquani ab abusu aus der Exemtion der 
l'Orden und aus der Gefahr ergeben, welche daraus für 
l'den Staat entspringt, ferner aus der Verhängung von 
■ Strafen durch den Papst oder einen sonstigen kirchlichen 

') Vgl Febr. IV, 2 Teil, S. 316 u. 380. 

>) a. a 0.. S. 610. 

*) DisBertationes eto., S, 154. 

') .Erklärung zum Widerruf, a. 296. 
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Oberen, mögen es nun blosse Geldstrafen sein *) oder der 
Kirchenbann, dessen Verhängung erfolgt ist ohne die 
staatlicherseits vorgeschriebenen Formalitäten. 

Das Verfahren bei der Ergreifung des Rekurses be- 
handelt Pebronius in ausführlicher Weise. 2) Es ist interes- 
sant, die grundlegenden Gedanken kennen zu lernen. Es 
standen verschiedene Wege offen. Das Nächstliegende 
war natürlich, direkt beim Kaiser Beschwerde wegen der 
angeblichen Verletzung einzulegen. Daneben war es aber 
auch zulässig, an die höchsten Gerichtshöfe des Reiches 
zu appellieren, vor allem an den Reichshofrat. Voraus- 
setzung hiefür war allerdings, dass der verletzende kkch- 
liche Obere ein Reichsuntertan war. Ein dritter Weg war 
die Beantragung einstweiliger Verfügungen, die durch die 
nämlichen Gerichte zu erlassen waren, wodurch die ver- 
letzenden kirchlichen Anordnungen einstweilen aufgehoben 
und deren Ausführung untersagt wurde. 

Dauerte jedoch der hartnäckige Widerstand des Ver- 
letzenden fort, so sollte Konfiskation seiner gesamten 
Güter und der Reichsbann ausgesprochen werden. 

Ein anderes Verfahren war einzuschlagen, wenn die 
Beschwerde sich direkt gegen die Kurie oder die päpst- 
lichen Nuntien richtete. In diesem Fall sollte zuerst ver- 
sucht werden, auf diplomatischem Wege durch die kaiser- 
lichen Gesandten in Rom Abhilfe zu schaffen. Sollte sich 
dieses Vorgehen unwirksam erweisen, so blieb nichts 
anderes übrig, als die Entscheidung dem Plenum des deut- 
schen Reichstages zu übertragen, damit dort, wie Febro- 
nius sich ausdrückt,^) über die weiteren, wirksameren 
Massnahmen beraten und Beschluss darüber gefasst werde, 
was den Rechten und der Würde des Reiches . . . dien- 
lich erscheine. 

Durch die Einführung des Rekurses ist ein anderes 
Mittel ausser Gebrauch gekommen, das ebenfalls galli- 

') Obernetter, a a. 0., S. 609. 
») Febr. IV, 2. TeU, JS. 323 f. 
») IV, 2. Teil, S. 324. 



- 33 — 

kanisch-febronianische Eigenart besitzt, nämlich der Rekurs 
vom Papst an ein allgemeines Konzil.^) Die Zulässigkeit 
eines solchen ergibt sich für den Pebronianismus ohne 
weiteres aus der von ihm vertretenen Superiorität des 
Konzils über den Papst; der Rekurs an das Konzil wurde 
aber verdrängt durch das „viel bequemere und ebenso 
gesetzmässige Institut der appellatio ab abusu."^) 

Dass von selten der Fürsten Missbräuche in der Ge- 
währung des Rekurses vorkommen können und manch- 
mal auch vorgekommen sind, geben die Pebronianer selbst 
zu.') Zallwein vor allem, der am liebsten das ganze 
Institut abgeschafft sehen möchte, wenn er auch dessen 
Rechtmässigkeit unter bestimmten Voraussetzungen nicht 
bestreitet, beklagt es, dass hierbei so häufig frivole Über- 
griffe der weltlichen Gerichtshöfe in rein kirchliche Ge- 
biete vorkommen.*) Trotzdem wäre es aber nach Ansicht 
der meisten Pebronianer verkehrt, das ganze heilsame 
Institut abschaffen zu wollen. 

Es ergibt sich die interessante Frage, ob umgekehrt 
gegen einen Missbrauch des Fürsten in der Zulassung 
des Rekurses nicht wieder ein Rekurs an die kirchlichen 
Behörden, vor allem an die Bischöfe oder den Papst, zu- 
lässig sei. Obernetter ^) bejaht diese Frage im allgemeinen. 
Aber er fahrt fort: „Den Bischöfen stehen keine anderen 
als geistliche Mittel zur Verfügimg; und daher können 
sie allerdings die weltlichen Richter ermahnen, dass sie 
jedem sein Recht zukommen lassen sollen; sie können, 
wenn die Ungerechtigkeit offen zutage liegt, mit kirch- 
lichen Strafen gegen die Widerspenstigen vorgehen, wenn 
das angängig erscheint. Eine andere Zwangsgewalt aber 
hat Christus den Bischöfen nicht gegeben.*" 



•) Ebenda, S. 332; Febr. I, 2. Aufl., S. 446, 766. 

') I, 2. Aufl., S 446. 

*) Febr. II, S. 543. — Obernetter, a. a. O., S. 611. 

*) Febr. IV, 2. Teil, S 377 f. 

•) Obernetter, a a. O., S. 612 f. 

Reohenmaoher, Der Epigkopalismus eto. 3 
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Zu unserer Frage äussert sich ferner EybelJ) Er 
lässt den Rekurs nur zu, wenn der Fürst eines Miss- 
brauchs in geistlicher Beziehung sich schuldig macht. 
Eine grosse Bedeutung hat somit dieser Rekurs an die 
geistlichen Behörden nicht, soweit er überhaupt einge- 
räumt ist. 

b) Das Placetum regium. 

Das Placetum regium 2) ist seiner formellen Bedeutung 
nach eine Erklärung des Staatsoberhauptes bezw. der 
von ihm besonders beauftragten Organe, dass vom Stand- 
punkt des Staatsinteresses aus gegen die Veröffentlichung 
und Ausführung kirchlicher Erlasse nichts einzuwenden 
sei. Ebenso definiert Barthel:*^) „Unter dem Placetum 
regium versteht man einen Erlass, worin der König die 
Veröffentlichung und Durchführung von Verordnungen 
gestattet, die von der römischen Kurie aus in die Länder 
seines Machtbereiches kommen." „Ohne diese Genehmi- 
gung", sagt Febronius,^) ,,kann kein Reskript, Dekret, 
Mandat, keine Konstitution oder Bulle, kein Breve oder 
irgend ein sonstiger Erlass von Rom der Ausführung über- 
geben werden.** Zum Zwecke dieser Prüfung muss daher 
jeder kirchliche Erlass vor der Verkündigung dem Könige 
oder gewissen Staatsorganen vorgelegt werden. 

Zum Wesen des landesherrlichen Plazet gehört dessen 
Untrennbarkeit von dem Majestätsrechte: ,,Es ist das 
Plazet ein Teil des Majestätsrechtes, dem es als Wesens- 
bestandteil innewohnt.**^) Ebenso Barthel:^) „Das könig- 



') a. a. 0., S. 110. 

') Auch Pareatis, Exequatur oder lus Retentionis genannt. 

') Annotationes, S. 20. — Barthel wird von Febronius ^omnium 
Canonistarum Princeps" genannt (Febr. IT, Anhang No. 3, S. 41). — 
Man vgl. Bayr. Verfassungsurkunde, Beilage II, § 57, 581 

*) Febr. I, 2. Aufl., S. 740. — Ebenso Eybel, a. a. O., S. 106 

5) Febr. I, 2. Aufl., S. 741. 

«) Zit. bei Febr. I, 2. Aufl., S 812. — Ähnlich Obernetter, S. 109; 
Sehen kl, S. 428. 
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liehe Plazet gründet sich auf die höchste Schutzpflicht 
über Kirche und Staat, welche mit der Königsgewalt un- 
teilbar verbunden ist." Aus der Eigenschaft der Untrenn- 
barkeit folgt mit Notwendigkeit, dass es „auch ungläubigen 
Fürsten in Bezug auf die christliche Religion und den 
akatholischen Fürsten in Bezug auf die katholische Religion 
zusteht/ 1) 

Was den Inhalt des Plazet anlangt, so zählt Ober- 
netter folgende Bestandteile auf:^) a) Der weltliche Herr- 
scher verhindert, dass irgendwelche kirchliche Verord- 
nungen im Staate verkündet werden, bevor sie ihm zur 
Einsicht vorgelegt sind, b) Er nimmt Einsicht von der- 
artigen Erlassen und prüft, ob sie nicht etwas dem bürger- 
lichen Rechte Schädhches enthalten, c) Wenn er etwas 
Derartiges in ihnen entdeckt, verhindert er deren Ver- 
kjindigung; andernfalls ist er verpflichtet, die Veröffent- 
lichung zu gestatten, d) Über die Untertanen, welche 
die kraft des ius Placiti verkündeten Gesetze übertreten, 
verhängt er zeitliche Strafen. 

Zweck des Plazet ist die Erhaltung der Ruhe und 
Sicherheit des Staates. Barthel sagt daher: ^) „Wenn die 
katholischen Fürsten für sich in Anspruch nehmen, dass 
kein päpstliches Dekret in ihrem Machtbereich veröffent- 
licht werden dürfe, bevor es nicht in der königlichen 
Kanzlei geprüft und mit dem sogenannten Plazet versehen 
worden sei, so ist hierbei ihr einziges Bestreben, vorzu- 
sorgen, dass nicht etwas in ihrem Gebiete unter dem Vor- 
wand einer neuen Kirchendisziplin eingeführt werde, was 
dem öffentlichen Frieden schaden, die zeitlichen Rechte 
der Stände und die Privilegien der Provinzen zum allge- 
meinen Unheil beeinträchtigen könnte.*^ 

Zugleich ist das Plazet eines der hauptsächlichsten 
Mittel zur Verwirklichung febronianischer Ideen, indem 



') Obernetter, a. a. 0., S. 602. 
') Ebenda, S. 602. 

») Opuscula I, S. 216 f. - Ähnlich Febr. I, 2. Aufl., S. 741. 

3* 
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dadurch den Übergriffen der römischen Kurie in die Selb- 
ständigkeit der Bischöfe entgegengetreten werden könnte.') 

Die Rechtmässigkeit des Plazet in dem von Febro- 
nius vertretenen Umfang wurde natürlich von seinen 
Gegnern stark angefochten. Sie machten, ebenso wie beim 
Rekurse an den Fürsten, geltend, dass durch die Ausübung 
des Plazet der weltliche Herrscher sich in rein innerkirch- 
liche Dinge einmische, dass er also sich ein ius in Sacra 
beilege; Sache der Kirche, nicht der Fürsten sei es, die 
wahren Kirchengesetze von den falschen zu scheiden.^) 

Gegenüber den zahlreichen Einwänden dieser Art 
musste es natürlich das Bestreben der Febronianer sein, 
die Rechtmässigkeit des Plazet nachzuweisen: 

Febronius^) folgert aus einem Ausspruch des Triden- 
tinums (Sess. XXV, c. 20 de Ref.), dass das Plazet auch 
mit strengkirchlichen Anschauungen vereinbar sei. Jene 
Stelle lautet jedoch ganz allgemein: „Der Kaiser, die 
Könige und Fürsten sind kraft göttlichen Rechtes die 
geborenen Verteidiger und Beschützer der Kirche, d. i. 
der Konzilien und ihrer Lehrsätze.** 

Nach Obernetter ^) ist das Plazet deswegen gerecht- 
fertigt, weil es sich nur auf zeitliche Dinge beziehe; denn 
durch dasselbe prüften die Fürsten nicht die religiöse, 
sondern nur die politische Seite des kirchlichen Gesetzes. 



•) Über die Tendenzen der römischen Kurie verbreitet sich 
Febronius (I, 2. Aufl., S. 742) in charakteristischer Weise folgender- 
raassen: „Der Geist der römischen Kurialisten strebt darnach, andere 
Kirchen zu unterdrücken, ihnen den besseren Teil der seit ihrer 
Gründung ihnen zukommenden Machtbefugnisse wegzunehmen 
und diese sich selbst anzumassen. Der Heilige Stuhl ist der Mittel- 
punkt und das Band der Einigkeit, die römische Kurie dagegen 
ist ein Anlass zum Abfall vom Glauben und ein Hindernis der Ver- 
einigung der Häretiker mit der Kirche und der Bekehrung der 
Ungläubigen.** Solche Gegensätze zwischen Papst und Kurie sucht 
Febronius öfters zu konstruieren. 

') Zaccaria, zit. bei Febr. IV j 2. Teil, S. 313. 

') Febr I, 2. Aufl., S. 743. 

*) Obernetter, a. ä. 0., S. 118; Schenkl, S. 428. 
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Barthel ') führt zur Begründung der Rechtmässigkeit 
an: „Keineswegs massen sich dadurch die Fürsten an, 
sich zu Richtern des Glaubens aufzuwerfen oder zu ent- 
scheiden, was zu glauben und was nicht zu glauben ist, 
und sie fordern keinerlei gesetzgebende Gewalt in kirch- 
lichen Angelegenheiten, sondern sie verlangen nur, dass 
zum Zwecke ihrer Prüfung und aussergerichtlichen Kennt- 
nisnahme oder zur blossen, allgemeinen Einsicht ihnen 
solche Erlässe vorgelegt werden, bevror sie in ihrem Macht- 
bereich veröffentlicht und ausgeführt werden." 

Um die Rechtsbeständigkeit des Instituts noch weiter 
mit Gründen zu stützen, schliesst sich Barthel, dem Zug 
der Zeit folgend, der Anschauung vieler damaliger Staats- 
rechtslehrer an und lässt das Plazet auf dem Naturrecht 
beruhen, da es fast bei allen Völkern auf Grund eines 
naturrechtlichen Motives („Triebes") eingeführt worden sei 2) 

An der Rechtmässigkeit des Plazet zweifeln, hiesse 
nach van Espen eine „irreligiosa temeritas".^) 

Aus der Untrennbarkeit des Plazet vom Majestäts- 
rechte folgert Pebronius,^) dass der weltliche Fürst von 
sich aus nicht die Macht habe, auf die Ausübung des 
Rechtes zu verzichten. Sollte wirklich ein Fürst mit der- 
artigen Absichten sich tragen, so könnten die Stände des 
Reichs mit Recht dagegen Verwahrung einlegen. 

Was nun die Wirkung der Erteilung des Plazet anlangt, 
so sind einmal die weltlichen Herrscher verpflichtet, zur 
Durchführung der plazetierten kirchlichen Erlasse den 
^weltlichen Arm**, das „bracchium saeculare**, auf An- 
suchen zu leihen. Theoretisch interessanter sind die Wir- 
kungen, welche nach der Anschauung einiger Febronianer 
für die Gültigkeit der Erlasse selbst eintreten. Schrodt^) 



') Annotationes, S. 21; Opusoula I, S. 215. 
') Zit. bei Febr. I, 2. Aufl., S. 812 u. IV, 2. Teil, S. 326. 
') Vorrede zur „Abhandlung über die Verkündung der Kiroben- 
gesetze'* (Febr. IV, 2. Teil, S. 326). 
*) Febr. I, 2. Aufl., S. 741—742. 
*) a. a. 0., S. 61. 
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legt nämlich der Erteilung des Plazet die Wirkung bei, 
dass nunmehr die verbindhche Kraft der kirchlichen Nor- 
men von der kirchlichen Gesetzgebungsgewalt in Ver- 
bindung mit der staatlichen Genehmigung herzuleiten ist, 
so dass beide Faktoren miteinander als Rechtsquellen zu 
betrachten sind. Obernetter ^) geht nicht so weit, er er- 
achtet die Zustimmung der weltlichen Herrscher nur als 
eine condicio sine qua non für das Zustandekommen 
eines kirchlichen Rechtssatzes. 

Dagegen hat kein febroniani scher Schriftsteller, soweit 
sich übersehen lässt, die ganz extreme Anschauung über 
die Wirkung des staatlichen Plazet vertreten, wie sie bei 
protestantischen Kirchenrechtslehrern dieser Zeit sehr 
häufig zu finden ist. Z. B. sagt Schubert, Professor an 
der Akademie Helmstadt: 2) „. . . Der Fürst allein ver- 
leiht den kirchlichen Normen Gesetzeskraft, so dass sie 
nur dann verpflichtende Wirkung äussern, wenn die Zu- 
stimmung des Fürsten hinzugetreten ist.** 

Allgemeine Regel für die Ausübung des Plazet ist, 
dass es in allen Fällen zu verweigern ist, wo durch Ver- 
öffentlichung kirchlicher Erlasse ein Nachteil für den Staat, 
oder für die allgemeine Wohlfahrt zu besorgen ist.^) 

Dem Ziel des Febronianisraus entsprechend soll natür- 
lich das Plazet vor allem zu dem Behufe gebraucht werden, 
die Machtstellung des Papsttums auf den nach Febronius 
einzig und allein massgebenden Umfang der ersten kirch- 
lichen Jahrhunderte herunterzudrücken und umgekehrt 
den Bischöfen ihre rechtmässigen Befugnisse zurückzu- 
geben. Alle sich als Ausfluss jener ungerechtfertigten 
päpstlichen Gewalt ergebenden Erlasse sollen daher durch 
Verweigerung des Plazet zurückgehalten werden. „Was 
sollte dem entgegenstehen,** ruft Febronius aus,*) „dass 
die weltlichen Fürsten, von den Bischöfen ihrer Reiche 



•) a. a. 0., S, 118. 

') Commentatio historico-theologica etc. 1764, S. 120 f. 

») Febr. I, 2. Aufl., S. 742. 

♦) Ebenda, S. 743. 
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darüber belehrt, die wahren Kirchengesetze von den fal- 
schen sondern und all das, was nur immer aus Rom kommt 
und auf die letzteren sich gründet, durch ihre Beamten 
zurückbehalten lassen." 

Falsche Kirchengesetze sind aber nach Febronius alle 
diejenigen, welche sich auf die pseudoisidorischen Dekre- 
talen stützen. Im einzelnen fordert daher Febronius, dass 
das Plazet allen jenen Erlassen verweigert werde, wo- 
durch zugunsten des Papstes gewisse Befugnisse vorbe- 
halten, Appellationen vom Bischof an den Papst ange- 
ordnet würden, ferner wodurch die Zahlung der alljährlich 
einen ungeheueren Betrag ausmachenden Annaten be- 
fohlen wurde.') Besondere Vorsicht bei Erteüung des 
Plazet ist weiterhin geboten bei all den kirchlichen Er- 
lassen, die sich auf die Exemtion der Orden beziehen. 
Auch Beschlüsse eines allgemeinen Konzils unterliegen 
dem Plazet.-) Kirchliche Gesetze über weltliche Ange- 
legenheiten entbehren selbstverständlich überhaupt der 
Gesetzeskraft. Eine später etwa hinzutretende Bestätigimg 
durch den König ist erst dasjenige Moment, das ihnen 
Wirksamkeit verschafft.^) 

In dem Kommentar zu seinem Widerruf regt Febro- 
nius die Frage an, ob dem Fürsten auch gegenüber dog- 
matischen Lehrsätzen der Kirche das Recht des Plazet 
zustehe. Mit eben dieser Frage beschäftigen sich auch 
die übrigen Febronianer, und sie kommen fast sämtlich 
zum gleichen Resultat. Die Grundsätze hierüber sind 
folgende: 

Scharf unterschieden wird zwischen dem Glaubenssatz 
selbst und den manchmal angefügten Zusätzen.^) Bezüg- 
lich des Dogmas selbst steht für alle Febronianer fest, 
dass es niemals dem Staate Schaden bringen kann.^) 



») Ebenda, S. 746. 

') Ebenda, S. 282. 

»j Sohrodt, a. a. 0., S. 68 f. 

*) Obernetter, S. 597. 

*) Ebenda. 
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Daher bedarf es zur Wirksamkeit des Dogmas nicht einer 
Verkündigung desselben in den einzelnen Ländern.^; Einem 
Fürsten steht es ferner niemals zu, zu bestimmen, dass 
ein Satz als Dogma zu gelten habe,*) da ja nur der 
Kirche, nicht aber der Staatsgewalt Unfehlbarkeit ver- 
liehen wurde. 

Wenn jedoch der weltlichen Macht so die positive 
Macht, über Glaubenssätze zu bestimmen, versagt ist, 
negativ können die Fürsten immerhin gegen die Verkün- 
dung eines Satzes als Dogma dadurch Stellung nehmen, 
dass sie erklären, jenes Dekret enthalte überhaupt keine 
oder doch nicht ausschliesslich Glaubenslehren, sondern 
andere Zusätze, die dem Staate Schaden zu bringen ge- 
eignet sind. 

Massgebend für die Stellung der Fürsten zu den 
Dogmen ist daher der Satz: Das königliche Plazet erstreckt 
sich auch auf alle dogmatischen Erlasse und zwar sowohl 
in Bezug auf deren Inhalt als auch auf die äussere Form.») 
Febronius verkündet zwar, durch die äussern Umstände 
gezwungen, in seinem Widerruf:*) „In Sachen des Glau- 
bens entscheidet die Kirche allein.** Diesen Satz erläutert 
er dann in dem Kommentar zu seinem Widerruf in der 
Weise, dass er Teile seines Hauptwerkes, dessen Inhalt 
er widerrufen hatte, einfach wiederholt, indem er schreibt: *) 
„ . . .Im Interesse der Eintracht zwischen dem Klerus 
und dem Staat möge man beachten, dass es in Sachen 



') Febr. I, 2. Aufl., S. 288 f. 

') Eybel, a. a. 0. H S. 73. 

») Obernetter, a. a. 0., S. 600; Eybel, a a. 0., S. 74; Febr. IV, 
2. Teil, S. 328, 881. 

*) Dieser Widerruf ist enthalten in : Febronius abbreviatus . . . 
cum notis V, S. 444; ferner im „Kommentar zu seinem Widerruf*', 
deutsohe Ausgabe, Anhang S. 382. 

*) „Erklärung zu seinem Widerruf", S. 333. Diese Tatsache 
ist bezeichnend für das Wesen des Febronius und für den Wert, 
den sein vom Papst sofort im Triumphe in alle Welt verkündeter 
„Widerruf" gehabt hat. (Vgl. das ürteü von F. X. Kraus über 
Febronius in der AUg. Deutschen Biographie, 13. Bd. (1881), 8. 83. 
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des Glaubens Angelegenheiten gibt, welche die Rechte 
der Bürger so sehr berühren, dass sie keineswegs die Auf- 
merksamkeit und die Vorsicht des Fürsten ausschliessen. 
Denn was die Glaubenssätze betrifft, so hat der Fürst das 
Recht, sie vor der Publikation einzusehen, ob sie nichts 
dem Staate Schadenbringendes enthalten/ 

Bei van Espen ^) findet sich eine Stelle, die uns den 
Grund darlegt, warum die Fürsten das Recht und die 
Pflicht haben, die dogmatischen Erlasse zu prüfen, näm- 
lich: „Die Erklärung, dass die Bulle nur einen dogmati- 
schen Inhalt habe und nichts enthalte als die Definition 
und Erläuterung irgend eines Glaubensartikels, kann noch 
nicht von einer vorausgehenden Prüfung befreien. Denn 
Seine Majestät muss den Inhalt der Bulle kennen, damit 
nicht unter dem Vorwand einer Definition oder Interpre- 
tation eines Glaubensartikels durch die Publikation dem 
Staate Schadenbringendes eindringe." 

Nach der Ansicht Schenkls ^) soll sich das Plazet nur 
auf die dem Glaubenssatz beigefügten Klauseln, Straf- 
bestimmungen usw. erstrecken, nicht aber auf den Wort- 
laut und die Formel des Dogmas, auch nicht auf die Art 
und Weise, wie das Dogma verkündet und interpretiert 
wird. Von einer Einmischung der weltlichen Gewalt in 
diese Dinge verspricht er sich mehr Nachteile als Vorteile. 

Ein letztes wichtiges Anwendungsgebiet finden die 
Pebronianer in der Richtung gegen die literarischen Er- 
zeugnisse kirchlicher Schriftsteller.^) Gleichwie jeder Bischof 
nach ihrer Anschauung das Recht hat, die päpstlichen Er- 
lasse auf ihre Gesetzmässigkeit und Zweckmässigkeit zu 
prüfen und sie unter Umständen zurückzubehalten,^) wenn 



*) Zit. bei Febr. IV, 2. Teil, S. 330. 

') a. a. 0., S. 421. 

') „^ur höchsten Pflicht des Herrschers gehört die Sorge 
dafür, welche Lehrer dozieren, oder welche Bücher sie über die 
Religion schreiben." De iure summorum imperantium etc 1757, 
S. 139. 

*) Febr. II, S. 585. 
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durch sie irgendwie den angestammten Rechten der Bischöfe 
Eintrag getan wird, so haben auch die weltlichen Herr- 
scher das Recht und die Pflicht, alle jene Bücher aus 
ihrem Lande fernzuhalten, in denen das papalistische 
System vertreten und dadurch zugleich den Interessen 
der Staaten Eintrag getan wird.*) Dementsprechend haben 
sie die Bischöfe in ihrem Kampfe gegen ungerechtfertigte, 
einseitige Bücherzensuren zu unterstützen. 

„Den Nutzen und die Notwendigkeit dieses Plazet 
wird jeder einsehen, der beobachtet hat, wie sehr die 
römische Bücherproskription den Rechten der Könige und 
ihrer Vasallen, ebenso den althergebrachten Sitten der 
Landesteile schaden und obendrein die Ruhe und den 
Frieden des Staates stören kann; zumal bei dem gewöhn- 
lichen Volke, wenn es sieht, dass Bücher gleichsam als 
verderbenbringend, ja als häretisch nur aus dem Grunde 
auf den Index gesetzt werden, weil in ihnen die Frei- 
heiten der Landeskirchen aufgeführt werden. "2) 

Es ist klar, dass selbst den extremsten Febronianern 
manche Massnahmen des weltlichen Herrschers als. ein 
Missbrauch des ius Placiti erscheinen mussten. Für solche 
Fälle gibt Febronius einen überraschenden Rat. Er 
sagt:^) „Wenn die Könige und deren Beamten dieses 
Recht missbrauchen, so können das Gleiche ihrerseits die 
kirchlichen Oberen dadurch tun, dass sie das veröffent- 
lichen, was sie eigentlich keinesfalls hätten veröffentlichen 
dürfen." Es ist dies ein ganz auffallender Ausspruch, so 
ganz abweichend von dem Geiste, in welchem sonst der 
ganze Febronius geschrieben ist. Allerdings prüft man 
den praktischen Wert des Fingerzeiges, welchen hier 
Febronius den kirchlichen Behörden gibt, so ist vor allem 
zu bedenken, dass Voraussetzung für die Anwendung 



') Hiermit hängt es zusammen, dass so manche kirohenreohtr 
Hohe Bücher jener Zeit auf dem Titelblatt den Vermerk: Cum 
approbatione Gensurae regiae tragen. 

') Febr. III, S. 182. 

») Febr. IV, 2. Teil, S. 328. 
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dieser Massregel das nachweisbare Vorhandensein eines 
Missbrauches ist. Das Recht, diesen festzustellen, steht 
gemäss den Grundprinzipien des febronianischen Systems 
nur der weltlichen Gewalt zu. Diese aber wird sich wohl 
hüten, einzugestehen, dass von selten ihrer Organe ein 
Missbrauch der Gewalt vorgekommen ist. Dieser Schwierig- 
keit sich wohl bewusst, haben die übrigen Febronianer 
den kirchlichen Behörden überhaupt keine Gegenwehr 
gestattet, vor allem aber verneint, dass sie gegenüber 
den weltlichen Erlassen ebenfalls ein Recht des placetum 
auszuüben berechtigt wären. 

So selbstverständlich nun das letztere eigentlich ist, 
so sonderbar ist auch die Begründung^ welche Obernetter 
hiefür bringt:') Nach ihm streitet nämlich die Vermutung 
dafür, dass die weltlichen Fürsten nicht den göttUchen 
Geboten zuwider handeln. Die Bischöfe würden ihnen 
daher unrecht tun, wollten sie jeden staatlichen Erlass 
vorher zur Einsicht fordern. Umgekehrt besteht aber auf 
Seiten der Bischöfe keineswegs die Vermutung, dass sie 
keine Bestimmung treffen würden, welche dem Lande 
Schaden bereiten könnte. Daraus ergibt sich für Ober- 
netter die einfache Folgerung, dass den weltlichen Fürsten 
immer, den geistlichen Oberen niemals das Recht des 
Plazet zukomme. Unberührt bleibt dadurch selbstver- 
ständlich für letztere das schon oben erwähnte, seiner 
Natur nach mit dem Plazet übereinstimmende Prüfungs- 
und Zurückbehaltungsrecht gegenüber den Erlassen des 
Papstes. 

Eybel 2) kommt zum gleichen Resultat mit einer ähn- 
lichen Beweisführung. Nach ihm spricht ferner gegen die 
Forderung, auch der Kirche das Plazet zuzugestehen, die 
Weissagung, die ihr zuteil geworden, dass sie bis ans 
Ende der Welt dauern und niemals von den Pforten der 
Hölle überwältigt werde. Abgesehen davon hat die Kirche, 
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um Schäden zu verhüten und auszubessern, vielerlei ein- 
fache und doch so wirksame Mittel, die dem Volksem- 
pfinden sich anschmiegen und die Leute fast unbewusst 
wieder abbringen von dem für die Kirche schadenbringen- 
den Weg. Die Mittel dagegen, die dem Staat zur Ver- 
fügung stehen würden in Ermanglung eines Plazet, greifen 
viel härter in das Volksleben ein und treffen mit dem 
Schuldigen auch unzählbare Unschuldige; und dabei ist 
es immer noch fraglich, ob diese Mittel ausreichend und 
von Erfolg begleitet wären. 

Aus all diesen Gründen folgert Eybel, dass der Staat 
des Plazet mit Notwendigkeit bedarf, während es für die 
Kirche weder erforderlich noch zweckentsprechend wäre. 

Einen weiteren kategorischen Grund, der überhaupt 
den Pebronianern die Macht gibt, der Kirche prinzipiell 
alles zu versagen, was sie der Staatsgewalt ohne weiteres 
gewähren, führt Rechberger an: „Der Staat hat das Plazet 
gegenüber der Kirche, diese aber nicht gegenüber dem 
Staat, weil die Kirche im Staat ist, der Staat dagegen 
nicht in der Kirche.** ') 

c) Der Staat und die Konkordate. 

Die Konkordate sind in Bezug auf ihre rechtliche Kon- 
struktion und ihren Geltungsbereich eines der umstritten- 
sten Gebiete, die die Geschichte des Kirchenrechtes kennt. 
Heute allerdings haben die Gegensätze an Schärfe abge- 
nommen. Viel stärker waren sie noch ausgeprägt, als der 
Pebronianismus im Sturmeslauf die deutschen Lande für 
sich zu gewinnen suchte. Es bestand ja damals allge- 
mein eine förmliche Leidenschaft, Gegensätze bis ins Ex- 
trem zu treiben. 

Um die Anschauungen der Pebronianer über das Ver- 
hältnis der Staatsgewalt zu den Konkordaten darzustellen, 
möge ausgegangen werden von der heute noch üblichen 
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Dreiteilung der Lehren über die Natur der Konkordate. 
Man hat demnach zu unterscheiden: 

1. Die sog. Privilegientheorie, d. h. die Lehre, dass 
die Konkordate nur Gnadenerweise des päpstlichen Stuhles 
an die Fürsten und Völker seien, so dass hierdurch eine 
rechtliche Gebundenheit nur auf Seiten der Fürsten, nicht 
aber auf Seiten des Papstes begründet wird. Diese Theorie 
wird von allen Febronianern scharf bekämpft. 

2. Die Vertragstheorie, wonach die Konkordate rein 
völkerrechtliche oder doch wenigstens quasivölkerrecht- 
liche Verträge sind zwischen dem Papst in seiner Eigen- 
schaft als Oberhaupt der Kirche und einem weltlichen 
Herrscher. Diese Lehre wird von den meisten Febro- 
nianern vertreten; manche neigen allerdings mehr oder 
minder zur 

3. Legaltheorie, der Lehre von der staatlichen Kirchen- 
hoheit. Die Konkordate sind hiernach Staatsgesetze und 
können vom Staate einseitig erläutert, abgeändert und 
aufgehoben werden. Die Zustimmung des Papstes ist 
rechtlich unerheblich. 

Im einzelnen ist über die Ausführungen der Febro- 
nianer zu diesen Theorien folgendes zu bemerken: 

Zu 1. Manche Päpste, sogar noch Benedikt XIV. 
1741,^) haben unumwunden ausgesprochen, dass der Papst 
als Träger der „Fülle der Gewalt" sich nicht durch die 
Schranken eines Konkordates als eines Vertrages einengen 
lassen könne. Die gleiche Ansicht hat insbesondere auch 
vertreten die berühmte rota Romana. 

Die Febronianer sind einig in der Zurückweisung 
dieser Theorie. Selbst der sonst so gemässigte Zallwein 
bezeichnet die hierfür vorgebrachten Gründe als eitel und 
nichtig und zu absurden Konsequenzen führend. 2) Schenkl 
nennt die Privilegientheorie „eine für die Päpste wenig 
ehrenvolle Anschauung '^.^) Hedderich fertigt die ganze 

') Febr. I, 2. Aufl, S. 567. 
') a. a. 0. III, S. 3U0. 
') a. a 0., s. lya 
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Lehre ab mit den bündigen Worten:') „Schon längst ist 
von den Lehrstühlen Deutschlands die Anschauung ver- 
drängt, dass die Konkordate nur von dem Römischen 
Stuhl verliehene Privilegien seien. ** 

Es ist daher vom Standpunkt des Febronianismus 
aus diese Lehre bedeutungslos. 

Zu 2. Weit wichtiger ist dagegen die Vertragstheorie. 
Zu ihr bekennen sich, ausgehend von der Koordinations- 
theorie, die meisten Febronianer, so Barthel,^) Zallwein,^) 
Schenkl,^) Rauttenstrauch,^) Hedderich,^; Obernetter. Fe- 
bronius selbst ist in seiner Stellungnahme schwankend. 
Im allgemeinen ist auch er den Anhängern dieser Theorie 
zuzurechnen, obgleich gerade er es ist, der an manchen 
Stellen seiner Schriften der staatlichen Allgewalt in dieser 
Beziehung huldigt. Die Möglichkeit und Wirksamkeit 
einer vertragsmässigen Bindung in gewissem Umfang gibt 
er in folgenden Ausführungen zu:'') „Die Hand des Papstes, 
soweit sie in Wahrheit nicht gebunden werden kann, 
erstreckt sich nur auf universale Angelegenheiten, so des 
Glaubens, der Ausführung der Kirchengesetze, oder auf 
solche Angelegenheiten, welche wesentlich zu den Rechten 
und Pflichten des Universalprimats gehören. Anders da- 
gegen ist es in den Dingen, wonach die Päpste, gestützt 
auf die pseudoisidorischen Dekretalen, erst später ihre 
Hand ausgestreckt haben. 

In den Fällen ersterer Art kann also nach der An- 
schauung, wie sie Febronius hier ausspricht, allerdings 
nicht in Einklang mit seinen sonstigen Ansichten (vgl. 
oben beim recursus ab abusu und placetum regium), der 
Papst auch durch Konkordate nicht gebunden werden. 



') Dissertationes etc , S. 172. 

') Annotationes, S. 57 f. 

») a. a. 0. III, S. 300 fif. 
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Klar und bestimmt tritt Pebronius für die Vertrags- 
natur der Konkordate ein in seinem Kommentar zu seinem 
Widerruf:^) „Die Konkordate, welche die Kraft eines Ver- 
trages haben, sind beiderseits heilig zu halten. Sie haben 
die Wirkung eines Staatsgrundgesetzes im deutschen 
Kaiserreich/ 

In gleicher Weise erklärt Schenkl:^) ^Die Konkordate 
sind wahre Verträge, die erlaubter- und gültigerweise ein- 
gegangen sind, welche daher den Römischen Stuhl ebenso 
binden wie die deutsche Nation. Sie müssen als Grund- 
gesetze des Reiches von allen Ständen und Untertanen 
des Reiches heilig gehalten werden." 

Der Rücktritt ist nach Febronius für den einen Kon- 
trahenten ohne weiteres zulässig, wenn der andere Teil 
den Vertrag nicht hält;^) ferner braucht sich die Staats- 
gewalt nicht mehr für gebunden halten im Fall der 
evidens necessitas.^) Hier wird angenommen, dass die 
Kontrahenten selbst eine Bindung durch das Konkordat 
nicht bestimmt haben würden, wenn sie jenen Fall beim 
Abschluss vorausgesehen hätten. 

Es ist nun klar, dass bezüglich der Auslegung der 
einzelnen Konkordatsbestimmungen Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den Vertragsteilen entstehen können. Eine 
höchste Instanz ist ja nicht vorhanden. Aus der behaup- 
teten Vertragsnatur ergibt sich jedoch die Folgerung, dass 
keiner Partei allein eine authentische Interpretation zustehen 
kann. Trotzdem entscheidet Febronius folgendermassen : ^) 



•) S.291. 
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*) Febr. I, 2. Aufl. S. 690. In dem Komm, zu seinem Wider- 
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;,Die Deutschen gestehen dem Papste eine authentische 
Interpretation nicht zu. Dagegen legen sie sich allein 
nicht nur die doktrinelle, sondern auch die gerichtliche 
Interpretation bei, die sogar mit Zwangsgewalt denjenigen 
gegenüber zu vertreten ist, die anderswo eine Interpreta- 
tion sich zu erholen suchen." Auf das gleiche Resultat 
kommt auch die Ansicht Rauttenstrauchs hinaus, dass 
die Konkordate immer zugunsten der deutschen Nation 
auszulegen seien. 

Zu 3. Mit seiner eben dargelegten Anschauung nähert 
sich Pebronius bereits der Legaltheorie. Auch die nur 
zugunsten des Staates gegebene Klausel der evidens 
necessitas verrät Anklänge an die Theorie der staatlichen 
Superiorität. Prinzipiell wird diese Theorie von keinem 
Febronianer, auch nicht von einem Verfechter des Jose- 
phinismus, vertreten. 

Pebronius allerdings gibt zu, dass unter gewissen 
Voraussetzungen die Fürsten nicht durch die Konkordate 
gebunden sind. Er findet es ganz natürlich und recht- 
mässig, dass von selten der Staatsgewalt einzelne Be- 
stimmungen der Konkordate nicht beachtet und anderer- 
seits Zusätze zu denselben einseitig gemacht werden. 
Daher handelten nach seiner Auffassung 2) die Fürsten 
ganz korrekt, als sie zu den Aschaflfenburger und Wiener 
Fürstenkonkordaten „nach und nach einige Zusätze, Modi- 
fikationen und Ausnahmen beisetzten, die meist dem West- 
fälischen Frieden entnommen waren. ^ 

Eine Stelle aber ist bei Febronius ganz besonders 
bemerkenswert, wo er zu dem Resultate kommt, dass aus 
dem Abschluss der Konkordate keine Gebundenheit für 
die Fürsten entstehe. Der Beweisgang ist deswegen 
interessant, weil er sich direkt auf febronianische Lehren 
stützt. Allerdings dürfte es kaum jemals einen anderen 
Kirchenrechtslehrer gegeben haben, der sich dieser selt- 
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Samen Beweisführung angeschlossen hätte. Ist doch Fe- 
bronius selbst ihr nicht treu geblieben; schon auf den 
nächsten Seiten wendet er sich wieder der Vertragstheorie 
zu, die er auch in dem Kommentar zu seinem Widerruf 
vertreten hat. 

Der Gedankengang Hontheims war folgender: In den 
Konkordaten werden zumeist Vereinbarungen über solche 
Materien getroffen, über welche der Papst sich erst, ge- 
stützt auf die pseudo-isidorischen Dekretalen, ein Bestim- 
mungsrecht angemasst hat. Diese Rechte stehen aber dem 
Papste weder nach göttlichem noch nach kirchlichem 
Rechte zu; daher handelten die weltlichen Fürsten beim 
Abschluss der Konkordate in dem irrigen Glauben an 
Rechte des Papstes, die ihm in Wahrheit gar nicht zu- 
standen; aus diesem Irrtum folgert dann Febronius die 
Unverbindlichkeit der Konkordate für die Fürsten. 

Der Wortlaut dieser merkwürdigen Stelle ist:*) „Dass 
in der Gesamtkirche alles in den gebührenden und von 
Natur ihr zukommenden Zustand versetzt wird, können 
auch die Verträge und Konkordate nicht hindern, die mit 
den einzelnen Nationen abgeschlossen wurden. Denn sie 
wurden ausgepresst durch die Ungunst der Zeiten und 
durch jene unheilvolle Meinung, die damals überall rezipiert 
wurde, die auch heute noch nicht aus dem Geiste der 
Ultramontanen entfernt werden kann, als ob nämlich die 
ganze Macht der Kirche in den Händen des Papstes läge 
und nur nach seinem Willen auf die anderen überginge. 
Alle diese Verträge mit den Königen und Nationen sind 
in jener Zeit eingegangen worden, wo die Völker jene 
krasse Unwissenheit und jener fanatische Glaube in Banden 
hielt, dass dem römischen Bischöfe auch über Kaiser, 
Könige und Fürsten die Gewalt zukomme. Und diese 
Meinung suchten sie damals und suchen sie noch jetzt, 
wenn auch ohne eine Spur von Recht, zu verwirklichen. 
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Wenn nun weiterhin diese Herrschaft, als man allzuspät 
die Wahrheit erkannte, aufgegeben werden musste und in 
Bezug auf die zeitlichen Angelegenheiten tatsächlich auf- 
gegeben ist, warum sollte, da nunmehr auch in Bezug 
auf die geistlichen Dinge die wahren Grenzen der bischöf- 
lichen Gewalt erkannt wurden, jetzt nicht auch all das 
aufgegeben werden, was angemasst wurde und durch Ver- 
träge bekräftigt werden musste, welche der Irrtum und 
die Unwissenheit veranlasste, und die aus diesem Grunde 
keine Verbindlichkeit zu erzeugen vermögen?*^ 
Hier spricht also Febronius es unumwunden aus, dass den 
Konkordaten keine verpflichtende Kraft zukomme. 

Mittel gegen den Missbrauch der Konkordatsbestim- 
mungen ist der recursus ab abusu.*) Der Kaiser hatte 
dann zunächst beim päpstlichen Stuhl gütliche Vorstel- 
lungen zu erheben. Anlass hierzu boten insbesondere die 
zahlreichen gravamina Nationis Germanicae, die von den 
Reichsständen dem Kaiser überreicht wurden, damit dieser 
sie dem Papst zur Abhilfe übermittle, beredte Beweise 
dafür, wie oft die deutsche Nation sich durch Übergriflfe 
des Papstes beschwert fühlte. 

d) Die Stellung des Staates zu den kirchlichen 
Personen, insbesondere zu den exemten Orden. 

Eine zweifache Natur wohnt den kirchlichen Personen 
inne, nämlich insofern sie Organe der Kirche und zugleich 
Untertanen eines Staates sind. In dieser doppelten Eigen- 
schaft unterstehen sie auch einer doppelten Gewalt, der 
kirchlichen und der staathchen. Die natürliche Folge ist, 
dass die Kompetenzregelung zwischen beiden Gewalten 
ein heiss umstrittener Punkt in der Geschichte der welt- 
lichen Staaten und der Kirche ist. 

Ausgangspunkt ist für den Pebronianismus die oben 
dargelegte gegenseitige Unabhängigkeit und Gleichbe- 
rechtigung. In rein geistlichen Dingen sind also die kirch- 

') Febr., Erklärung z. s. Widerruf, S. 296; Schenkl, S. 202. 
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liehen Personen nur der Kirehengewalt unterstellt;^) je- 
doch bleibt unberührt das Schutz- und Aufsichtsrecht der 
Fürsten. 

Kraft des Schutzrechtes kommt dem Fürsten die 
Pflicht zu,^) die Person, das Ansehen und die Rechte der 
Kleriker zu schützen, die Pflichtvergessenen zu ermahnen 
und die Ungehorsamen zur Beobachtung der für den 
Klerus bestimmten Satzungen zu veranlassen und die von 
der Kirchengewalt offenbar Verletzten zu beschützen. Als 
Beschützer der Religion ist ferner der Fürst berechtigt, 
den Bischöfen und Priestern seines Gebietes vorzuschreiben, 
was sie zur Förderung der Religion tun sollen. In solchen 
Fällen ist es nicht gestattet, den Gehorsam zu verweigern. 3) 

Dem Schutzrecht steht zur Seite das Aufsichtsrecht 
über die Kleriker. In der praktischen Durchführung zielte 
dieses Recht natürlich darauf ab, dass nur solche Kleriker 
in einem Staat geduldet wurden, die dem Staatsoberhaupte 
genehm waren. Denn „da solche Seelenhirten den Landes- 
kirchen nicht nützlich sein können , welche dem Volke 
oder den Fürsten verhasst sind, so ist immer peinliche 
Sorgfalt darauf zu verwenden, dass den Leuten nicht 
wider ihren Willen Seelsorger aufgedrängt werden und 
dass nicht bei ihrer Auswahl die Meinung des Volkes 
missachtet wird."^) 

Aus dem Aufsichtsrecht über die Kleriker leiten die 
Febronianer im einzelnen für den Staat folgende Rechte ab: 

1. Die Staatsgewalt hat vor allem dafür zu sorgen, 
dass die Zahl der im Lande lebenden Kleriker das ge- 
bührende Mass nicht übersteige. Als Gründe für diese 
Massregel werden angegeben: Eine gewisse Zahl ist für 
den Staat und die Kirche nützlich, eine allzu grosse be- 
drückt beide in gleicher Weise ;ö) der Staat wird ferner 
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dadurch mancher Kräfte, deren er zur Erfüllung seiner 
Zwecke bedarf, beraubt; durch deren geringere Zahl wird 
ausserdem die Achtung vor ihnen gesteigert, während sie 
schwindet bei einem Überfluss an solchen. Schliesslich er- 
geben sich für den Staat erhöhte Schwierigkeiten wegen 
der Unterhaltung einer grösseren Zahl.^) 

2. Ferner hat der Staat das Recht und die Pflicht, 
für die Untertanen die Altersstufe zu bestimmen, vor 
deren Erreichung sich niemand dem Priester- oder Ordens- 
stand widmen darf. 2) Diese Frage wurde in der josephini- 
sehen Ära vielfach behandelt. Eine gegen die staatlichen 
Vorschriften geschehene Gelübdeablegung ist nicht nur 
unerlaubt, sondern nichtig.^) 

3. Auf Grund des Aufsichtsrechtes steht den Fürsten 
auch die Befugnis zu, den Gang und den Umfang der 
Vorbildung der Kleriker zu bestimmen. Obernetter z. B. 
sagt hierüber: *) „Auf die Förderung bezw. Beeinträchtigung 
der kirchlichen wie auch der staatlichen Wohlfahrt hat 
es einen ausserordentlich grossen Einfluss, welche Personen 
als Seelenhirten eingesetzt werden, ob gebildete oder un- 
gebildete . . .; Sache des Fürsten ist es daher, vorzu- 
schreiben, mit welcher Vorbildung diejenigen ausgestattet 
sein müssen, welche auf bischöfliche Stühle, Abteien, 
Pfarreien und andere kirchliche Stellen berufen werden 
sollen, und diejenigen zurückzuweisen, welche der vorge- 
schriebenen Bildung entbehren." EybeH) verlangt insbe- 
sondere, dass die Vorbildung der Kleriker darauf abziele, 
dass sie die Pflichten der Untertanen als Christen und 
Staatsbürger miteinander zu vereinen lernen. 

4. Die Pflicht des Fürsten, darauf zu achten, dass 
nicht die Geistlichen die ihnen gewährten Vorrechte miss- 

») Febr., Erklärung z. s. Widerruf, S. 336, wörtlich überein- 
stimmend mit Eybel, a. a 0. II, S. 97. 
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professioni monastioae solemni aetatem diatriba 1773, S. 84. 

♦) S. 613. 

«) a. a. 0. Jl, S. 101. 
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brauchen und bei Gelegenheit der Ausübung kirchlicher 
Punktionen der Ruhe des Staates oder dem öffentlichen 
Wohle Schaden bringen. ^ 

5. Obernetter 2) teilt dem Fürsten auch die Befugnis 
zu, den Cölibat der Kleriker auf die Regel der ersten vier 
christlichen Jahrhunderte zurückzuführen, eine einschnei- 
dende Forderung fürwahr, deren ausserordentliche Trag- 
weite sich gar nicht vereinen will mit dem unscheinbaren 
Platz, den Obernetter der Bestimmung anweist inmitten 
einer unscheinbaren Anmerkung. 

6. Das Recht, Orden und Bruderschaften aufzuheben, 
natürlich nur für den Bereich des eigenen Landes; denn 
beide Vereinigungen bilden keinen wesentlichen Bestand- 
teü der Religion und müssen daher jederzeit dem Staats- 
interesse weichen.^) 

7. Das Recht, die kirchlichen Amter zu besetzen, 
reservieren manche Pebronianer ebenfalls dem Staat, so 
z. B. Eybel*) und Obernetter ^). Pebronius selbst vertritt 
allerdings hierbei nachdrücklich die Rechte der Bischöfe, 
insofern er den Erzbischöfen und daneben auch den 
Provinzialkonzilien die Befugnis zuteilt, die vom Volke 
oder vom König ernannten Bischöfe zu bestätigen,^; eben- 
so neue Bischofssitze zu errichten.^) 

Um solche Religionsdiener fern zu halten, welche 
dem Fürsten missliebig sind und dem Staate Schaden 
bringen können, haben die Febronianer ein durch Jahr- 
hunderte erprobtes Mittel, nämlich das ins exclusivae (sc. 
vocis) des Fürsten. 

Auf Grund dieses Rechtes kann der Staat Kommissäre 
zur Wahl eines Geistlichen abordnen, welche „an die zu 
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erwählende Person nicht nur die Verwaltung der Tempo- 
ralien zu übertragen, sondern auch über die Wahl selbst 
mit grösster Sorgfalt zu wachen haben, damit kein Nach- 
teil für den Staat daraus entstehe, die ferner alles an den 
Herrscher zu berichten und bezüglich der erwählten Person 
das königliche Plazet zu erholen haben. **') 

Dass dieses ius exclusivae auch auf die Papstwahl 
auszudehnen sei, darin stimmen alle Febronianer, soweit 
sie sich überhaupt zur Sache äussern, überein; 2) „denn die 
Erfahrung sehr vieler Jahrhunderte hat zur Genüge be- 
wiesen, wie sehr es für die öffentliche Ruhe von Bedeutung 
ist, dass ein Mann als Papst gewählt werde, dem die zeit- 
lichen Tnteressen der römischen Kurie den allgemeinen Vor- 
teilen der Universalkirche nachstehen."^) 

Interessant sind die Darlegungen, welche sich bei den 
Pebronianern vorfinden über die Macht der Fürsten gegen- 
über der Vereinigung der Bischöfe in National- und General- 
konzilien. Grundlegend ist hiebei die von allen Febro- 
nianern behauptete Superiorität des allgemeinen Konzils 
über den Papst. Dieser hat daher keinerlei Recht zur 
Berufung eines solchen; durch übereinstimmende Ge- 
nehmigung der Fürsten und Landeskirchen ist er viel- 
mehr nur ermächtigt dazu, „falls andere es zu tun unter- 
lassen."^) 

Unter diesen anderen Personen ist vor allem der welt- 
liche Herrscher zu verstehen, der kraft seines Schutz- imd 
Aufsichtsrechtes berufen ist. Durch weltliche Herrscher 
sind die ersten Konzilien berufen worden, teilweise gegen 
den Willen der Päpste. Und nur dadurch, dass der ge- 
waltige Bau des römischen Reiches in Trümmer fiel, 
wurde aus Bequemlichkeitsrücksichten dem Papst die Be- 
rufungsbefugnis für jeden einzelnen Fall, aber niemals als 
allgemeines Recht, eingeräumt. Daher ist es nicht aus- 

') Eybel, a. a. 0. II, S. 101 f. 

') Ebenda, S. 102; Obernetter, S. 613; Sohrodt, a. a. O., S. 211. 

') Obernetter, a. a. 0. 

♦) Febr. T, 2. Aufl., S. 377 u. 107. 
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geschlossen, dass der weltliche Herrscher seine Zustimmung 
zur Einberufung geben muss, um so mehr als ja die Bischöfe 
seines Landes seiner besonderen Erlaubnis bedürfen, wenn 
sie ihr Bistum und den Staat zum Besuche eines allge- 
meinen Konzils verlassen wollen.^) Unzweifelhaft besteht 
daher für jeden Febronianer das selbständige, nicht auf 
Verleihung durch den Papst beruhende Recht des Fürsten 
zur Berufung eines Konzils. 2) Allerdings ist, wie schon 
oben erwähnt, die Macht des einzelnen Herrschers be- 
schränkt auf die Bischöfe seines Landes. Durch eine Ver- 
einbarung der verschiedenen Fürsten ist es aber sehr wohl 
möglich, dass auch ein allgemeines Konzil vollgültig zu- 
stande kommt, auf dem dann ein weltlicher Herrscher den 
Vorsitz führen kann.^) 

In ihrer Eigenschaft als Staatsbürger sind die Kleriker 
ausschliesslich der weltlichen Gewalt unterworfen, wenn 
sie nicht kraft staatlichen Privilegs davon befreit werden. 
Darum unterliegen sie wie alle übrigen Staatsuntertanen 
den Staatsgesetzen, sie stehen unter den weltlichen Ge- 
richten sowohl in Zivil- als auch in Strafsachen.^) Eine 
Befreiung von dieser Gerichtsbarkeit ist also niemals 
göttlichen Rechtes, wie die Kurialisten behaupteten, son- 
dern alles, was den Klerikern in dieser Hinsicht durch die 
Jahrhunderte zuteil geworden, verdanken sie einzig und 
allein den Gnadenerweisen der Staatsgewalt.^) Nach Ober- 
netter^) sind die Kleriker kraft Naturrechts der welthchen 
Gewalt untergeordnet. Jederzeit können ihnen die Fürsten 
die gewährten Vorrechte wieder entziehen.^) — Und in 
der Tat, das Zeitalter Josephs II. war ganz dazu an- 
getan, mit all den Bestandteilen der geistlichen Immuni- 
tät aufzuräumen. 



»} Ebenda, S. 377. 

«) Obernetter, S. 607. 

») Ebenda, S. 608; Eybel II, S. 86. 

*) Sohenkl, S. 436. 

•) Obernetter, S. 616; Pehem, Praeleotiones I, S. 491. 

") a. a. 0., S. 604. 

') Ebenda, S. 618. 



— 56 — 

Der Staat und die Orden. 

Die Exemtion der Orden mit ihren weitgreifenden 
Wirkungen ist ein Gegenstand der schärfsten Angriffe 
seitens der Pebronianer. Aus ihr sind zahlreiche grava- 
mina nationis Germanicae entsprungen.') An sich ist aller- 
dings die Ausnahmestellung der Orden eine rein kirch- 
liche Angelegenheit, indem nämlich die Orden der Juris- 
diktion der Bischöfe in manchen Beziehungen entzogen 
und dafür unmittelbar dem Papst unterstellt werden. 
Aber gerade infolge des letzteren Umstandes greift die 
Exemtion mit ihren Folgeerscheinungen über den Kreis 
des kirchlichen Lebens hinaus und berührt auch das 
Staatsleben in mannigfacher Weise. Diese Tatsachen 
haben Febronius veranlasst, in einer äusserst scharfen 
Weise dagegen vorzugehen und die weltlichen Staaten 
dringend aufzufordern, diese Ausnahmestellung zu brechen. 
Die politischen Gründe, welche er dazu ins Feld führt, 
sind folgende: 

1. Durch die Orden, welche infolge ihrer Ausnahme- 
stellung für manche Leute einen mächtigen Anziehungs- 
punkt bilden, werden dem Staate viele brauchbare Unter- 
tanen entzogen. 2) Insbesondere beklagen viele Autoren 
die hiedurch hervorgerufene Beeinträchtigung der Wehr- 
kraft des Staates. Pehem^) führt darüber aus: „Sollte es 
dem Staate vielleicht nicht zu einer unerträglichen Last 
werden, wenn die religiösen Vereinigungen nach der 
neuesten Aufstellung jährlich eine fast ebenso grosse 
Anzahl junger Leute in ihre Klöster ziehen als der Herr- 
scher zur Ergänzug seiner Kriegsheere bedarf?*^ 

2. „Es können diese Körperschaften, die nicht nur 
über die verschiedenen Provinzen eines Reiches, sondern 
über alle katholischen Länder verbreitet sind, die unter 

') Febr. 1, 2. Aufl., S. 616. 
«) Ebenda, S. 625. 

*) „Versuch über die Notwendigkeit einer vorzunehmenden 
Reformation der geistlichen Orden", S. 29. 
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sich durch ein so enges Band verknüpft sind, dem Staate 
äusserst schädlich sein: Ein jeder dieser Orden betrachtet 
sich als ein abgeschlossenes Ganzes. Der Ruhm und der 
Zuwachs des einen ruft den Neid und die Nebenbuhler- 
schaft eines anderen hervor. Daraus entstehen Zwistig- 
keiten . . . und schliesslich erfolgen öffentliche Tumulte." ') 
Ein Beispiel hiefür bietet Pebronius in der Gegnerschaft 
zwischen dem Dominikaner- und Augustinerorden am 
Ende des Mittelalters, „welche den Zorn Luthers erregte 
und schliesslich jenen Abgrund von Übeln herbeiführte, 
in den jetzt Deutschland und andere Länder versenkt 
sind.**^) Selbst die Glaubensspaltung des 16. Jahrhunderts 
also hat nach Pebronius ihren nächsten Grund in der 
Exemtion der Orden. 

3. Der dritte und gewichtigste Grund, den Febronius 
gegen die Exemtion der Orden anführt, ist die ungeheure, 
für den Staat beängstigend wirkende Machtfülle, welche 
die Geschlossenheit und Einheitlichkeit eines Ordens mit 
sich bringt. Diese hat zum Fundament die Monarchie des 
Papsttums, die zu bekämpfen das Lebensziel des Febro- 
nius ist. Der Papst hat sich dadurch wenigstens in- 
direkt einen EingrijBf in die Rechte des Fürsten erlaubt, 
zu dessen Befugnissen es unzweifelhaft gehört, die von 
Gott eingesetzte Hierarchie zu erhalten.^) „Das Vaterland 
eines jeden Ordensangehörigen ist sein Orden; Monarch 
ist der Ordensgeneral; er untersteht somit einer aus- 
ländischen Gewalt, deren Einflüsse meistenteils gefahr- 
bringend, ja sogar verderbenbringend sind.**^) „Es schwören 
alle Mönche auf die Ordensregeln, Privilegien und Sonder- 
rechte ihrer Orden, und sie geloben Gehorsam entsprechend 
diesen Rechten imd Regeln ; der sie erfüllende Geist ist . . . 
die unmittelbare Unterordnung unter den Papst." ^) 



') Febr. I, 2. Aufl., S. 614 tf. 
') Ebenda, 8. 615. 
') Ebenda, S. 621 f. 
*) Ebenda, S. 618. 
») Ebenda, S. 622 L 
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Ausserordentlich scharf kUngen einige Worte, welche 
der Kanzler der Universität Tübingen, Pfaff, in einem 
französisch geschriebenen Buche über die Macht und die 
Gefahren der Orden ausgesprochen hat. Febronius kann 
es sich nicht versagen, sie anzuführen,') wenn auch die- 
selben, wie er sich ausdrückt, geschrieben sind „stylo 
duriori, quem etiam reprehendit Febronius." 2) Die Worte 
lauten: ,,lch wundere mich, dass ein Herrscher solche 
Leute dulden kann, die unmittelbar vom Papst abhängen. 
Dieser hat auf solche Weise eine Armee, immer bereit, 
seinen Befehlen zu folgen, Leute, welche schon so viele 
Fürsten gemordet haben deswegen, weil sie ihrem Interesse 
entgegen waren, wobei jene glaubten, dabei eine heilige 
und verdienstvolle Handlung zu vollführen." 

Im Anschluss hieran erklärt es Febronius für be- 
rechtigt, wenn man Furcht empfinde wegen verborgener 
Ränke gegen den Fürsten, den Staat, die Minister, ja so- 
gar gegen den einen oder anderen Privaten, sobald es 
sich handelt um das Interesse der römischen Kurie, um 
den Ruhm und den Vorteil des Ordens, oft auch um den 
Nutzen eines auswärtigen Fürsten, der dem Orden mehr 
gewogen ist.^) Dazu kommt, dass in allen Fällen, in denen 
die römische Kurie mit der weltlichen Macht aneinander- 
gerät, die Orden auf die Seite der ersteren treten.^) 

Gegen diese Gefahren haben daher die Fürsten Vor- 
sichts- und Schutzmassregeln anzuordnen. „Es wäre eine 
Unklugheit, solchen Orden den Jugendunterricht in den 
Schulen und die Verwaltung des Beichtinstituts anzuver- 
trauen".^) Zweifelhaft ist, ob die Exemtionen von den 
weltlichen Herrschern ohne weiteres aufgehoben werden 
können, so dass dann die Bischöfe die ihnen zukommende 
Gewalt auch gegenüber den Orden wieder auszuüben im- 



») Ebenda, S. 616. 

') Febr. II, S. 501. 

Febr. I, 2. Aufl., S. 617. 

*) Ebenda, S. 748. 

*) Eybel, a. a. 0. II, S. 114. 
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stände wären. In dem Kommentar zu seinem Widerruf 
spricht er den Fürsten das Recht zur Beseitigung ab,M 
während er es in seinem Hauptwerk ihnen zugestanden 
hatte. Obernetter 2) räumt den Fürsten ebenfalls die Be- 
fugnis ein, die Regularen von dem Band, das sie an die 
auswärtigen Ordensoberen knüpft, zu befreien. Pehem 
bestimmt:^) „Der Herrscher hat das Recht, die allzu grosse 
Menge der Klöster zu vermindern, die Unterschiede zwischen 
den einzelnen Orden auszugleichen und die schädlichen 
Nebendinge bei denselben abzuschaffen." 

Alle Febronianer sind darüber einig, dass der Fürst 
sich vor den Gefahren, die seinem Lande von den Orden 
drohen, dadurch schützen kann, dass er die betreffenden 
Orden aus dem Staatsgebiete weist und jede weitere 
Niederlassung untersagt.*) 

Solange übrigens die Orden sich noch im Lande auf- 
halten, steht den Untertanen jederzeit der Rekurs an den 
König offen gegen eine Beeinträchtigung ihrer Rechts- 
sphäre durch Handlungen von Ordensangehörigen. ^) 

e) Der Staat und das Rirchenvermögen. 

Die allgemeinen Grundsätze des Febronianismus gelten 
auch für das Verhältnis des Staates zum kirchlichen Ver- 
mögen. Der Staatsgewalt wird eine weitgehende Macht- 
befugnis eingeräumt, und auch hier leiten die Febronia- 
ner sie von dem Rechte des Schutzes und der Aufsicht 
ab, das dem weltUchen Herrscher gegenüber der Kirche 
zusteht. Febronius selbst beschäftigt sich allerdings prin- 
zipiell überhaupt nicht mit dieser Frage, die allzuweit von 
dem eigentlichen Ziele seiner Schriften abhegt. Er kommt 
nur gelegentlich der Untersuchung über den Ursprung und 



«) S. 313. 

') a. a. 0., S. 594. 

•) „Versuch" etc , S. 69. 

*) Febr , Komm, zu s. Widerruf, S. 314. 

*) Febr. IV, 2. Teü, S. 380. 



— 60 — 

die Rechtmässigkeit der an den Papst zu zahlenden Jahres- 
abgaben darauf zu sprechen; dabei kommen aber doch, 
wenn auch verhüllt und unklar, seine Gedanken über die 
Gewalt zum Ausdruck, die er dem Staate über die kirch- 
lichen Vermögenskomplexe zugestanden wissen will. 

Über das Subjekt des Kirchenvermögens sind die 
Pebronianer verschiedener Meinung. Die letzten und 
schärfsten Konsequenzen aus seinen theoretischen Grund- 
lehren ziehend,') meinte Obernetter: 2) ^Bona ecclesiastica 
sunt bona civitatis. Cuius enim vero sunt, si civitatis non 
sunt?^ Gleichwohl aber, so erklärt Obernetter weiter, 
kann man sehr wohl von einem Eigentumsrecht der Kirche 
sprechen. Seine Argumentation, um doch wieder auf das 
staatliche Eigentumsrecht zurückzukommen, ist hiebei 
folgende : Die Glieder der Kirche sind zugleich Angehörige 
eines Staates. Wenn man daher das Eigentum an der- 
artigen Gütern der Kirche zuschreibt, so entzieht man sie 
deswegen keineswegs dem Staate; nur die Nutzniessung 
nimmt man aus. 

Obernetter hat durch diese unklaren Darlegungen 
seinen obigen allgemeinen Satz bedeutend abgeschwächt. 
Das Obereigentum verbleibt demnach dem Staate; die 
„Kirche" — Genaueres sagt er nicht darüber — hat nur 
Nutzeigentum. Diese Lehre von dem geteilten Eigentum 
vertreten auch verschiedene andere Autoren. Demnach 
hat der Staat ein altum dominium,^) ein dominium eminens.*) 
Ein dominium dei wird von allen als widersinnig und 
„beinahe lächerlich** zurückgewiesen.^) Etwas verwickelter 



') „Wer konsequent nach gallikanischen Prinzipien verföhrt, 
der müsste dem Gesamtklerus jedes Besitzrecht verweigern, da 
ja der Kirche nur geistliche, aber keine zeitlichen Dinge von 
Christus übertragen worden sind." (Hist.-pol. Blätter, Bd. 45 (1860), 
S. 383 f.) 

«) a. a. 0., S. 622. 

») Schenkl, S. 445. 

') Eybel II, S. 135. 

») Obernetter, S. 622; Eybel U, S. 134. 
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wird die Sache bei EybelJ) Ausgehend von einem un- 
bestrittenen staatlichen Obereigentum unterscheidet er 
drei Arten von Kirchengütern: 

1. Güter, welche zu einem dem ganzen Staate ge- 
meinsamen kirchlichen Zweck bestimmt sind. An diesen 
steht auch das Nutzeigentum dem Staate zu.*) 

2. Güter, welche gewisse Vereinigungen von Bürgern 
zu einer nur sie berührenden Zweckbestimmung ge- 
stiftet haben. Das Nutzeigentum haben hier jene Ver- 
einigungen. 

3. Güter, welche einzelne Familien oder Personen zu 
einem ausschliesslich auf sie sich beschränkenden Zweck 
gewidmet haben. Hier haben das Nutzeigentum jene 
Familien. 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens wird aus- 
schliesslich der Kirche überlassen, aber unbeschadet des 
staatlichen Aufsichtsrechtes, das allerdings wieder derartig 
weit ausgedehnt wird, dass schliesslich von einem selb- 
ständigen Verwaltungsrecht der Kirche nicht mehr viel 
übrig bleibt. 

Kraft dieses Aufsichtsrechtes kann der Fürst darüber 
wachen, dass die Kirchengüter nur zu den bestimmten 
Zwecken verwendet werden.^) Er kann die vorhandenen 
Güter innerhalb seines Gebietes so verteilen, wie es der 
Nutzen der Gesamtkirche erfordert, insbesondere also darauf 
hinwirken, dass arme und weitentlegene Gemeinden der 
Religionsdiener nicht zu entbehren brauchen; er kann 
hiezu die kirchlichen Sprengel nach eigenem Ermessen 
abgrenzen.*) Er darf ferner die Kirchengüter ebenso be- 
steuern wie alle anderen Vermögensobjekte, soweit sie 
nicht unmittelbar zu gottesdienstlichen Zwecken verwendet 
werden.^) Zur Besteuerung ist er dann verpflichtet, wenn 



») Eybol II, S. 133. 

») Ebenda, S. 134. 

») Ebenda, S. 147. 

*) Ebenda, S. 150. 

") Obernetter, S. 623, 621. 
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sonst eine allzu grosse Abgabenlast die übrigen Unter- 
tanen bedrücken würde. 

Der weltliche Herrscher hat ferner die Pflicht, durch 
Erlassung von Amortisationsgesetzen dafür zu sorgen, 
dass nicht zum Schaden des Staates allzu viele Güter, 
insbesondere Liegenschaften, in das Eigentum der „manus 
mortua** gelangen, die nichts mehr von sich loslässt ebenso 
wie eine im Tode erstarrte, geschlossene Menschenhand.') 
Schliesslich ist es seine Pflicht, eine Beeinträchtigung des 
Staatswohles hintanzuhalten, die darin ihren Ursprung 
hat, dass ungewöhnlich viele und umfangreiche Abgaben 
nach Rom in die Hand des „habsüchtigen" Papstes 
fliessen, gegen den Febronius mit leidenschaftlicher Schärfe 
auftritt. Zu diesen Abgaben gehören vor allem die oben 
erwähnten Annaten, d. i. die für Verleihung eines Amtes 
gezahlte Summe in Höhe des einjährigen Pfründe-Ertrages. 
In den vor dem Widerruf erschienenen Schriften neigt 
Febronius sich der Ansicht zu, dass den Annaten ein 
simonistischer Charakter zugrunde liege, weil dadurch 
kirchliche Ämter, Würden und Güter erkauft wurden.^) 
Im Kommentar zu seinem Widerruf allerdings wagt er 
nicht mehr, diese Ansicht zu vertreten.*) Dort erkennt 
er an, dass sie zum Unterhalt des Papstes und seines 
Hofstaates notwendig seien, dass sie also den Charakter 
einer zwischen den Päpsten und den weltlichen Fürsten 
vereinbarten Beisteuer zu den Unterhaltskosten haben. 
Immerhin aber sind die Annaten mit Überschreitung der 
dem Papst gesetzten Grenzen zum Schaden des Staates 
eingeführt worden, daher sind sie in ihrer Fortdauer von 
dem Willen der Nationen abhängig und können von diesen 
jederzeit wieder aufgehoben werdend) 



') Obernetter, S. 631 f. - Eybel U, S. 173 ff. 

') So Febr. I, 2. Aufl., S. 469, 572. 

») S. 300. 

*) Febr. I, 2. Aufl., S. 572. 



C. Schluss. 



Aus meiner Darlegung ist zu ersehen, wie sehr die Ver- 
fechter des Pebronianismus den Weg gebahnt und 
geebnet haben für den Josephinismus. Rücksichtslos und 
brechend mit der jahrhundertelangen Tradition haben sie 
die Konsequenzen aus den episkopalistischen Lehren ge- 
zogen, sie haben dieselben teilweise angedeutet, teilweise 
bereits vollkommen durchgeführt, bis ihnen in Kaiser 
Joseph II. ein Herrscher erstand, der mit eiserner Energie 
in systematischer Weise dem Papsttum all das zu nehmen 
und der Staatsgewalt zuzuteilen verstand, was er als der 
letzteren zugehörig erachtete. Berücksichtigt man vor 
allem diesen unwiderstehlichen Druck, der von der kaiser- 
lichen Person ausging, bedenkt man ferner die ungeheure 
Verbreitung der febronianischen Ideen, die dem kirchen- 
feindlichen Zeitgeist so sehr entsprachen, die von den 
geistlichen Fürsten nicht minder wie von den weltlichen 
mit Begierde aufgefasst und in die Praxis umgesetzt 
wurden, so begreift man es, dass Pebronianismus und 
Josephinismus miteinander in Deutschland für Jahrzehnte 
die herrschenden Theorien blieben, ja vielfach sogar bis 
ins 19. Jahrhundert hinein ihre Geltung behielten. Und 
selbst diejenigen, die treu zur Kirche auch in diesen Zeiten 
standen — und ihrer sind immerhin nicht wenige ge- 
wesen — machten, vielleicht unbewusst, an die herr- 
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sehende Theorie Zugeständnisse, die zu geben heutzutage 
keinem Kirchenrechtslehrer streng kirchlicher Richtung 
einfallen würde.*) 

Eine scharfe, wirksame Reaktion gegen Pebronianismus 
und Josephinismus setzte erst ein, als im neunzehnten 
Jahrhundert das Papsttum sich wieder zu einer ange- 
seheneren Stellung emporgeschwungen hatte, als infolge 
der teilweise sehr unglücklich durchgeführten Säkulari- 
sation die Unzufriedenheit mit dem herrschenden kirchen- 
politischen Systeme stieg. 

Was den Pebronianismus betrifft, so hat endlich das 
vatikanische Konzil jene ganze kirchlich-reformatorische 
Bewegung des 18. Jahrhunderts zu einer Episode in der 
Geschichte des Kirchenrechts gemacht, die niemals mehr 
wiederkehren kann. Innerhalb der katholischen Kirche 
kann der Febronianismus nimmermehr Anhänger finden, 
ohne dass diese damit faktisch ihren Austritt aus der 
katholischen Kirche erklären. 

In seiner vierten Sitzung vom 18. Juli 1870 erklärte 
nämlich das vatikanische Konzil : 2) ,,Der höchsten ordent- 
lichen und unmittelbaren Gewalt des Papstes sind die 
Hirten und die Gläubigen eines jeden Ritus und jeglichen 
Ranges, sowohl jeder einzelne als insbesondere alle 
insgesamt zur hierarchalischen Unterordnung und zum 
wahren Gehorsam verpflichtet, nicht bloss in den auf den 
Glauben und die Sitten bezüglichen Dingen, sondern auch 
in jenen, welche die Disziplin und Regierung der über 
den ganzen Erdkreis verbreiteten Kirche betreffen, so 
dass durch die Wahrung der Einheit sowohl der Gemein- 
schaft als des Glaubensbekenntnisses mit dem römischen 
Papst die Kirche Christi eine Herde mit einem obersten 
Hirten ist." 



') Man vgl. z. B. die Darlegungen über das Plazet, wie sie 
sich in dem eine Widerlegung der febronianischen Lehren ent- 
haltenden Febronius abbreviatus et emendatus cum notis, Y, 
S. 347, finden. 

') Lat. Text bei Friedberg, Kirohenrecht, 1903, S. 76 ff 
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Dadurch ist es für die Zukunft unmöglich geworden, 
dass innerhalb der katholischen Kirche Lehren aufgestellt 
und verbreitet werden, wie sie einst der Trierer Weih- 
bischof in alle Welt verkündet hatte. 

Anders dagegen steht es mit all den Lehren des 
Febronianismus über das Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat, worin er dem Josephinismus vorbildlich gewesen. 
Wohl wurde die Zahl seiner Anhänger aus kirchlichen 
Kreisen immer geringer, wohl nahm die römische Kurie 
selbst den Kampf dagegen auf, bereits zu den Zeiten 
Kaiser Josephs IL und noch mehr im 19. Jahrhundert. 
Berühmt ist ja in dieser Hinsicht der sog. Syllabus des 
Papstes Pius IX. vom 8. Dezember 1864, worin ausdrück- 
lich manche Lehren verworfen wurden, welche die Febro- 
nianer vertreten und verbreitet hatten. (Man vgl. den 20., 
24, 28., 37., 41., 43. und 44 Irrtum.) 

Auch das Vatikanum beschäftigte sich wieder mit 
dieser Materie und hat in der oben bereits erwähnten 
vierten Sitzung vom 18. Juli 1870 folgende Entscheidung 
getroffen: „. . . daher verdammen und verwerfen wir die 
Lehre jener, welche den Verkehr des Oberhauptes mit 
den Hirten und Herden der ganzen Kirche zu hindern für 
erlaubt erklärt haben oder denselben von der weltlichen 
Gewalt abhängig machen, so dass sie die Behauptung 
aussprechen, die von dem Apostolischen Stuhl oder kraft 
seiner Autorität erlassenen Verordnungen hätten keine 
Kraft und Gültigkeit, wenn sie nicht durch das Plazet der 
weltlichen Gewalt bestätigt würden.'' 

Ferner wurde in derselben Sitzung ausgesprochen, 
dass der Richterspruch des Papstes von niemand einer 
Revision imterzogen werden könne und niemand befugt 
sei, über sein Urteil zu richten. 

Damit sind die zwei Hauptbehelfe des Febronianismus, 
das Placetum regium und der Recursus ab abusu, kirch- 
licherseits verworfen worden. 

Die weltliche Gewalt dagegen befolgt auch im modernen 
Staate noch die Grundsätze der febronianistisch-josephini- 

Reohenmaolier, Der BpiskopaliBmus etc. ^ 
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sehen Ideen, ja die Lehre von dem ins circa sacra 
maiestaticum ist einer der Hauptpunkte des modernen 
kirchenpolitischen Programms geworden. Und voraus- 
sichtlich tritt hierin in der Zukunft keine Änderung ein, 
falls nicht der Gang der geschichtlichen Entwicklung zu 
einer vollständigen Trennung von Staat und Kirche führen 
wird. Anzeichen einer solchen Entwicklimg sind bereits 
vorhanden. 
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